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I. Die Rechtsgrundlagen des Rechtes der nationalen Minder- 
heiten. 

vie internationalen Minderheitenschutzverträge. 

Vertrag zwischen den Alliierten und Assoziierten Hauptmächten und 
Polen, abgeschlossen zu Versailles am 28. Juni 1919? 

Artikel 7: Alle polnischen Staatsangehörigen sind vor dem Gesetze 
gleich und genießen ohne Unterschied des Volkstums, der Sprache oder 
der Religion die gleichen bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte. 

1 Unter nationaler Minderheit ist die Gesamtheit aller Bürger eines Staates 
zu verstehen, die völkisch einer anderen Ltaatsnation zugehören und sich zu ihr 
bekennen. J * 

Beim Minderheitenrecht sind zu unterscheiden das internationale und dar 
nationale Minderheitenrecht. Das internationale Minderheitenrecht bilden die 
internationalen Verträge, die die Staaten zum Schutz der Minderheiten vor 
allem m kultureller Beziehung, verpflichten. Das nationale Minderheitenrecht 

sich zusammen aus den internen Gesetzen und Verordnungen der einzelnen 
Staaten, die die Minderheiten betreffen. Leider sind nicht sämtliche europäischen 
Nationalitätenstaaten durch internationale Verträge oder gleichwertige B n- 
dungen verpflichtet worden: die wichtigsten, wie z. B. Frankreich. Italien und 
Danemark, fehlen. Das hindert natürlich nicht, daß sich auch in diesen Staaten 

*tn. în-hr oder minder ausgebildetes (nationales) Minderheitenrecht entwickelt 
hat. praktisch bedeutsam wird dieses Fehlen einer internationalen Verpflichtung 
zum Minderheitenschutz vor allem dadurch, daß den in solchen Staaten leben- 
den nationalen Minderheiten die Möglichkeit genommen ist, an den Völkerbund 
àr Berufung auf die Völkerbundsgarantie (vgl. Ñrt. 12) zu appellieren. 

D'e übrigen Mmderheltenschutzverträge stimmen mit dem polnischen Minder- 
heltenschutzvertrag m ihrem wesentlichen Inhalte überein. Solche Verträge wur- 
den abgeschlossen zwischen den alliierten einerseits und jeweils Griechenland 
Polen Rumänien, Südslawien und der Tschechoslowakei andererseits, entsprechende 
Verpflichtungen wurden ferner im Jahre 1919 Österreich, Ungarn. Bulgarien 
U"" der Türkei ,n den Friedensverträgen auferlegt, vor ihrer Zulassung 
zum Völkerbund gaben weiter Albanien. Tstland, Lettland und Litauen Trklä- 
rungen ab, daß sie die in den Minderheitenschutzverträgen festgestellten Grund- 
satze beachten wollten. 

Das durch die internationalen Minderheitenschutzverträge geschaffene inter- 
nationale Rechtssystem wurde durch zahlreiche andere zwischenstaatliche Verträge 
ergänzt und erweitert, so z. B. 1922 durch den besonders wichtigen Vertrag zwischen 
Deutschland und Polen über Dberschlesien (das sogenannte Genfer Abkommen), 
das als maßgebliche Auslegung der zeitlich vorangehenden Minderheitenschutz- 
Verträge dient und eine bis ins einzelne gehende Regelung bringt, weiter sind 
zu nennen der Vertrag zwischen Danzig und Polen, zwischen Finnland und 
Schweden betr. die Ñalandinseln und das Memelstatut, (vgl. hierzu Rühlmann- 
Iunckerstorff, Vas Schulrecht der deutschen Minderheiten in Turopa. Breslau, Hirt.) 

itzuellensammlung IV, 9: Iunckerstorsf, Minderheitenproblem [5659] 1 



2 vie Rechtsgrundlagen der Rechtes der nationalen Minderheiten 

Der Unterschied der Religion, der Weltanschauung oder des Bekennt- 
nisses soll keinem polnischen Staatsangehörigen im Genusse der bürger- 
lichen oder staatsbürgerlichen Rechte schaden, insbesondere bei der Zu- 
lassung zu öffentlichen Ämtern, Tätigkeiten und Lhrenstellungen oder # 
bei der Ausübung der verschiedenen Berufe und Gewerbe. 

Rein polnischer Staatsangehöriger darf in dem freien Gebrauch einer 
beliebigen Sprache irgendwie beschränkt werden, weder in seinen persön- 
lichen oder wirtschaftlichen Beziehungen koch auf dem Gebiete der Reli- 
gion, der Presse oder bei Veröffentlichungen jeder Ñrt, noch endlich in 
öffentlichen Versammlungen. 

Unbeschadet des Rechts der polnischen Regierung, -eine Staats- und 
Amtssprache zu bestimmen, müssen den fremdsprachigen polnischen Staats- 
angehörigen für den schriftlichen oder mündlichen Gebrauch ihrer Sprache 
vor den Gerichten angemessene Erleichterungen gewährt werden. 

Artikel 8: vie polnischen Staatsangehörigen, die zu einer völkischen, 
religiösen oder sprachlichen Minderheit gehören, sollen die gleiche Be- 
handlung und die gleichen rechtlichen und tatsächlichen Sicherheiten ge- 
nießen wie die übrigen polnischen Staatsangehörigen. Sie sollen ins- 
besondere ein gleiches Recht haben, auf ihre Rosten wohlfahrts-, reli- 
giöse oder soziale Einrichtungen sowie Schulen und andere Erziehungs- 
anstalten zu errichten, zu leiten und zu beaufsichtigen und in ihnen ihre 
Sprache frei zu gebrauchen und ihre Religion frei auszuüben. 

Artikel 91: Auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichts soll die 
polnische Regierung in den Städten und Bezirken, in denen fremd- 
sprachige polnische Staatsangehörige in beträchtlichem Verhältnis wohnen, 
angemessene Erleichterungen schaffen, um sicherzustellen, daß den Rindern 
dieser polnischen Staatsangehörigen in den niederen Schulen der Unter- 
richt in ihrer eigenen Sprache erteilt wird, viese Bestimmung soll nicht 
ausschließen, daß die polnische Regierung in diesen Schulen die polnische 
Sprache zum Pflichtfach macht. 

In den Städten und Bezirken, in denen polnische Staatsangehörige 
einer völkischen, religiösen oder sprachlichen Minderheit in beträchtlichem 
Verhältnis wohnen, soll für diese Minderheiten ein gerechter Anteil 
an dem Genusse und der Verwendung der Summen sichergestellt werden, 
die in staatlichen, kommunalen oder anderen Haushaltsplänen für Zwecke 
der Erziehung, der Religion oder der Wohlfahrt ausgeworfen werden. 

vie Bestimmungen des gegenwärtigen Artikels dürfen nur auf die 
polnischen Staatsangehörigen deutscher Zunge in denjenigen Teilen Polens 
angewendet werden, die am 1. Ñugust 1914 zum deutschen Gebiet ge- 
hörten. 

Artikel 12: Polen ist damit einverstanden, daß, insoweit die Bestrm- 
mungen der vorstehenden Artikel Personen einer völkischen, religiösen 
oder sprachlichen Minderheit betreffen, diese Bestimmungen Verpflich- 
tungen von internationalem Interesse begründen und unter die Ga- 



Die internationalen Minderheitenschutzverträge 3 

rantie des Völkerbundes gestellt werden. Sie können nur mit 
Zustimmung der Mehrheit des Völkerbundrates geändert werden. Die 
vereinigten Staaten von Amerika \ das Britische Reich, Frankreich, Ita- 
lien und Japan verpflichten sich, keiner Abänderung der bezeichneten 
Artikel ihre Zustimmung zu versagen, wenn sie von der Mehrheit des 
Völkerbundrates formgerecht angenommen worden ist. 

Polen ist damit einverstanden, daß jedes Mitglied des Völkerbundrates 
befugt ist, die Aufmerksamkeit des Rates auf jede Verletzung oder jede 
Gefahr einer Verletzung irgendeiner dieser Verpflichtungen zu lenken, 
und daß der Rat befugt ist, alle Maßnahmen zu treffen und alle Wei- 
sungen zu geben, die nach Lage des Falles zweckmäßig und wirksam er- 
scheinen? 

Polen ist ferner damit einverstanden, daß im Falle einer Meinungs- 
verschiedenheit zwischen der polnischen Regierung und einer jeden alli- 
ierten und assoziierten Hauptmacht oder jeder Macht, die Mitglied des 
Völkerbundrates ist, über die rechtlichen und tatsächlichen Fragen, die 
diese Artikel betreffen, diese Meinungsverschiedenheit als Streit anzu- 
sehen ist, der im Sinne des Artikel 14 der Völkerbundsatzung inter- 
nationalen Charakter trägt. Die polnische Regierung ist damit ein- 
verstanden, daß jeder Streit dieser Art auf verlangen des anderen Teiles 
vor den Ständigen Internationalen Gerichtshof gebracht wird. Die Ent- 
scheidung des Ständigen Gerichtshofs soll endgültig sein und dieselbe 
Rraft und Wirkung haben wie eine auf Grund des Artikels 13 der 
Völkerbundsatzung gefällte Entscheidung. 

II. 3iele und Wege der internationalen und der nationalen 
Minderheitenpolitik. 

A. Rede des Reichsministers Dr. Stresemann 
über bas Minderheitenproblem auf der Tagung 

des völkerbundsrats am 6. März 1929. 
(Auszug.) 

Herr Präsident! 
Schon während der letzten Bundesversammlung Klang aus verschiedenen 

Reden die Erkenntnis, daß in der Entwicklung der völkerbundstätig- 
keit der Zeitpunkt gekommen ist, an dem es von Nutzen sein wird, auf 

* Amerika fiel später aus, da es dem Völkerbund nicht beitrat. 
^ „Verfahren" vor dem Völkerbund wird durch einige Resolutionen der 

Volkerbundsorgane (der Vollversammlung und des Völkerbundrats) bestimmt, 
?s Zahlreiche schwerwiegende Mängel auf, die bisher zu einem versagen 
des Völkerbundes auf diesem wichtigen Gebiete geführt haben. Oie Minderheit 
hat z. B. nicht das Recht, selbst als Petent zu erscheinen, vielmehr muß sich 
erne der rm volkerbunüsrat vertretenen Mächte bereit erklären, die Beschwerde 
dem Rat ZU unterbreiten, erst dann gilt sie als rechtswirksam eingereicht. Die 
betroffene Minderheit wird überhaupt nicht gehört. Das Verfahren ist von 
dem Schierer des Geheimnisses umgeben und es kommt nicht selten vor, daß 

1* 



4 Ziele und Wege der internationalen und der nationalen Minderheitenpolitik 

die bisherige Behandlung der Minderheitenprobleme einen Rückblick zu 
werfen. Vieser Rückblick wird sich darauf beziehen, an Hand der ge- 
machten Erfahrungen sich darüber Klar zu werden, ob sich die berufenen 
Instanzen des Völkerbundes bei der Verfolgung dieser großen und wich- 
tigen Aufgabe auf dem richtigen Wege befinden, oder ob es angebracht 
ist, in der einen oder anderen Beziehung neue Beschlüsse zu fassen, 
worauf es mir ankommt, das ist die Situation, die sich ergibt durch 
die geltenden Verträge und Erklärungen, durch die dem Völkerbund 
übertragene Garantie und seine aus dieser Garantie zu folgernden Rechte 
und pflichten. Ls ist dabei müßig zu fragen, welches der primäre und 
welches der sekundäre Gesichtspunkt sei. Das formale Verfahren in seinen 
Einzelheiten spiegelt naturgemäß die grundsätzliche Einstellung des Völker- 
bundes wider. Die grundsätzliche Einstellung wiederum führt selbstver- 
ständlich zu den Mitteln und wegen, das, was erstrebt wird, handgreif- 
lich zu gestalten, damit nicht die hohe Idee nur in den Lüften schwebt 
und die Menschen, die so viele Enttäuschungen an Idealen erlebt haben, 
nicht vor Enttäuschung zur Skepsis, von der Skepsis vielleicht zur Ver- 
zweiflung getrieben werden, während es die Rufgabe des Völkerbundes 
ist, der Menschheit zu zeigen, daß es eine Entwicklung im Völkerleben 
gibt, die nach aufwärts strebt und nicht untergeht in Resignation und 
Pessimismus, die niemals stärker werden als dann, wenn ein klaffender 
Widerspruch zwischen Verheißungen und Taten besteht. 

wenn ich mir die prinzipiellen Grundlagen vergegenwärtige, und 
wenn ich mit ihnen die Praxis zusammenhalte, wie sie sich tatsächlich 
vollzieht, so kann ich mich nicht des Gefühls erwehren, daß Theorie und 
Praxis nicht immer im Einklang miteinander geblieben sind. wir können 
jedenfalls nicht über die unleugbare Tatsache hinwegsehen, daß die Min- 
derheiten selbst in sehr weitem Maße von diesem Gefühl und den sich 
daraus ergebenden Sorgen um ihr kulturelles Schicksal beherrscht sind. 
Es ist sehr natürlich, daß die entstandenen Enttäuschungen sich in scharfer 
Rritik an den Einrichtungen des Völkerbundes äußern. Ls ist ja nicht 
das erste Mal, daß eine derartige Rritik zu umfangreichen Erörterungen 
im Schoße des Völkerbundes geführt hat. Rber es scheint mir, als ob 
dem versuch, den vorhandenen Mängeln abzuhelfen, mit prinzipiellen 
Betrachtungen entgegengetreten worden ist, die in der Öffentlichkeit als 
ein Abweichen von den Grundlagen für den Minderheitenschutz wirken. 
Ich kann in diesem Zusammenhang nicht daran vorbeigehen, an eine 
sehr bekanntgewordene Erklärung eines früheren Berichterstatters im 
Rat aus dem Jahre 1925 und an die sich anschließende Diskussion im 
Rat zu erinnern. In der Erklärung und in der Diskussion finden sich 
Äußerungen grundsätzlicher Art über den Zweck der Minderheitenschutz- 
bestimmungen und über den Zweck der Garantie des Völkerbundes, die 

die Minderheit von dem Schicksal ihrer Beschwerde überhaupt nichts erfährt, 
vgl. hierzu die Rede Dr. Stresemanns auf der Tagung des Völkerbundsrats 
März 1929 (unten II. A.) und Karl fllnor, Das Minderheitenproblem im Unter- 
richt. Kiel, Walter Mühlau. S. 20. 
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to gedeutet werden können, als ob es sich bei diesen Bestimmungen um 
eine Art von Übergangsregime handelt, das schließlich dahin zu fuhren 
hat, daß die Minderheiten als solche verschwinden, das hecht, sre in der 
Majorität der Staatsbevölkerung aufgehen zu lassen, wenn iene Ruße- 
rungen im Sinne einer Art Assimilationstheorie zu verstehen fern sollten, 
worauf mm# in späteren RatsfiSungen gelegentlid, abgegebenen Cr, 
Klärungen hinzudeuten scheinen, so muß ich dem zu meinem Teil aus das 
bestimmteste widersprechen. Eine solche Theorie steht im Gegensatz zu 
dem bei Begründung des neuen Minderheitenschutzes rn aller Rlarhert 
festgestellten Gedanken, daß dieser 5chutz ein dauernder und nicht nur 
ein Ubergangsregime zum Zwecke der Erleichterung vorübergehender 
Schwierigkeiten sein sollte. ..... C(n 

(Es ist weder eine unmögliche, noch eine eines souveränen Staates 
unwürdige Aufgabe, die den durch die Minderheitenbestimmungen ver- 
pflichteten Ländern auferlegt worden ist. (Es ist unbestreitbar, daß die 
Zugehörigkeit zur Minderheit und die sich daraus ergebende Sonder- 
stellung nicht im Gegensatz zu der Erfüllung der allgemeinen staats 
bürgerlichen Pflichten steht, wird diese aber anerkannt, so ergibt sich 
daraus zugleich, daß das Interesse eines Landes für Minderheiten rn 
einem anderen Lande, das sich in der Anrufung der Garantie des 
Völkerbundes bekundet, nicht als eine unzulässige politische Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten eines fremden Staates angesehen werden 
kann. (Es ist vollkommen verfehlt, davon zu sprechen, daß ein Ein- 
treten für kulturelles Recht und kulturelle Freiheit der Minderheiten 
der Ansatz des Hebels sei, um Staaten auseinandersprengen zu wollen 
Der Friede der Völker untereinander wird um so sicherer begründet 
sein, je mehr der Ruf von in ihrem kulturellen Ausleben bedrohten 
Minderheiten immer weniger an das Dhr der Weltöffentlichkeit dringt, 
wer sich dafür einsetzt, daß die Menschheitsrechte der Sprache, der Rasse 
und der Religion, unbeschadet der staatlichen Grenzen, geachtet und ge- 
würdigt werden, der tritt ein für die Erhaltung des Friedens und nicht 
für die Aufreizung zur Auseinandersetzung durch Gewalt. 

was ich wünsche und dem Rate dringend zur Erwägung stelle, ist 
einmal eine sorgfältige Durchprüfung der Möglichkeiten, die für eme 
Besserung des formalen Verfahrens bei der Behandlung von Pe- 
titianen gegeben sind. Zweitens bitte ich, in Aussicht zu nehmen, ore 
bisher geübte Ausschaltung der beteiligten Nationen durch ihre t)mzu- 
ziehung zu ersetzen. Drittens wäre zu prüfen, in welcher Weise der 
Völkerbund seiner Garantiepflicht außerhalb des Gebietes der Petitionen 
zu genügen hat. Endlich liegt mir daran, daß eine Klärung der grund- 
sätzlichen Seite der Völkerbundsgarantie herbeigeführt wird. Ich bin mir 
darüber klar, daß die Aufgabe, die sich hieraus ergibt, zu umfangreich 
und auch zu wichtig ist, als daß sie von uns während der gegenwärtigen 
Ratssitzung bewältigt werden könnte. 

Die Frage, die wir behandeln, ist eine Frage, die den Völkerbund 
in seiner Gesamtheit interessieren muß. Im Leben der Völker gibt es, 

à 



6 Ziele und Wege der internationalen und der nationalen Minderheitenpolitik 

wenn wir die Geschichte der Jahrhunderte durchblättern, einen ewigen 
Wandel ihrer Verhältnisse zueinander. Immer wieder ist in diesem Wan- 
del die Herrschaft, die ein Volk ausübte, durch Zeiten abgelöst worden, 
in denen kulturell mit ihm verbundene Volksgenossen unter eine fremde 
Staatshoheit kamen, als wenn die Geschichte die Wahrheit jenes Goethe- 
wortes erweisen wolle, das gleichsam Menschengeschlecht, Staaten und 
Völker vor wechselndem Schicksal warnt. Die Idee, die zu der Begrün- 
dung des Völkerbundes und zu der von ihm übernommenen Garantie 
für die Minderheiten geführt hat, sehe ich gerade darin, daß er den 
Ausgleich schaffen wollte zwischen den Spannungen, die die neugeschaffe- 
nen Verhältnisse naturgemäß schaffen und zurücklassen mußten, durch 
eine gerechte Handhabung gegenüber den Menschen anderer Kasse, anderer 
keligion und anderer Sprache. Den Frieden auf die Ewigkeit zu sichern, 
ist ein Ideal, dem die Menschen zustreben, ohne daß irgend jemand 
würde behaupten können, daß die Menschheit dieses Ideal je erreichen 
wird, wir können nur alles, was in unseren Kräften steht, dazu tun, 
um die Voraussetzungen für einen solchen Frieden zu schaffen. Eine 
dieser Voraussetzungen ist der kulturelle Friede der Völker unterein- 
ander, und stärker als Paragraphen und Bindungen es für die Ewig- 
keit vermögen, wird der Friede gesichert werden können durch die Aus- 
übung der Gerechtigkeit gegenüber jedem, der für das ihm gegebene 
Lebensrecht seiner Sprache, seiner Seele und seines Glaubens eintritt.1 

B. Beschlüsse der ersten Genfer Konferenz der organisierten natio- 
nalen Gruppen in den Staaten Europas (15—16. Oktober 1425)? 

1. Resolution: Vie national-kulturelle Freiheit ist ebenso ein geistiges 
Gut der Kulturwelt wie die religiöse Freiheit. Vieser Grundsatz soll 
als ein ethisches Prinzip für die Völkerbeziehungen anerkannt werden 
und soll seinen wirksamen Ausdruck und seine tatsächliche Geltung in 
positiven Rechtsnormen und gesetzlichen Maßnahmen finden. Dement- 
sprechend soll jeder Staat, in dessen Grenzen auch andere nationale 
Volksgruppen leben, gehalten fein, diesen als Gemeinschaften die freie 
kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung und ihren Angehörigen den 
freien und unverkürzten Genuß aller ihrer staatsbürgerlichen Rechte zu 
gewährleisten, vie Anerkennung und praktische Durchführung dieser 
Prinzipien schaffen die Voraussetzung für eine Verständigung der Völker 
und damit für den Frieden Europas. 

2. Resolution: In den Staaten Europas, in deren Grenzen auch andere 
nationale Volksgruppen leben, soll jede nationale Volksgruppe berech- 
tigt fein, in eigenen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, je nach den 
besonderen Verhältnissen, territorial und personell organisiert, ihr Volks- 
tum zu pflegen und zu entwickeln. In diesem Recht der Selbstverwaltung 

1 Amtliche Ausgabe (Reichsdruckerei Berlin). 
' vgl. Kraus, Das Recht der Minderheiten. Berlin, Stilke. S. 223 (Auszug). 



Beschlüsse d. ersten Lens. Konferenz d. org. not. Gruppen i.d. Staaten Europas 7 

erblicken die Delegierten einen weg, um in den bezeichneten Staaten 
die loyale Zusammenarbeit aller, der Minderheiten und Mehrheiten, 
reibungslos zu gestalten und um auch die Beziehungen der Völker 
Europas untereinander zu bessern. 

3. Resolution: Da ein Friede in Europa nur unter der Voraussetzung 
eines wirklichen Verständigungswillens der Rationalitäten möglich ist, 
wird der Völkerbund, entsprechend seiner klar formulierten Aufgabe 
und im Sinne seiner Erklärung vom 2l. September 1922 \ sich besonders 
eingehend mit der Lösung des Problems auf dem Wege der Durch- 
setzung der in den obigen Resolutionen formulierten Rechte der Minder- 
heiten zu beschäftigen Haben. 

HI. Beispiele aus der Praxis der europäischen Minderheiten- 
politik. 

A. Estland. 
1. ver Motivenbericht zum estnischen Autonomiegesetz 

vom 5. Februar 1925.2-3 

Der Umstand, daß nur in wenigen Staaten alle Staatsbürger zu ein 
und derselben Nationalität gehören und daß die Staatsgrenzen nur in 
einigen Rusnahmefällen genau mit den Sprachgrenzen übereinstimmen, 
hat das Minderheitenproblem hervorgebracht. Roch Kürzlich wurde dieses 
Problem, z.B. in Rußland, als Problem der „Fremdvölker" angesehen 
und versucht, es in primitiver weise auf rein machtpolitischen wegen, 
durch Unterdrückung oder relative Bevorzugung, zu lösen. Die stets wach- 
sende Einsicht, daß jede Nationalität ein natürliches Recht auf Schutz, 
Anerkennung seiner staatlichen Bedeutung und aus feste Verankerung 
dieser Forderung besitzt, hat die Minderheitenfrage im Laufe der letzten 
Jahrzehnte von Jahr zu Jahr immer mehr vom rein machtpolitischen 
Boden auf den rechtspolitischen übergeführt. Dadurch ist sowohl im 
Völkerrecht als auch im Staatsrecht ein neues wichtiges Gebiet geschaffen 
worden, an welchem wohl kein europäischer Staat seine Mitarbeit ver- 
sagen dürfte. Dieses Rechtsgebiet umfaßt verschiedene Fragen des Min- 

1 Diese Resolution betonte u. a. die Notwendigkeit einer stärkeren Heranziehung 
des Ständigen Internationalen Gerichtshofes im Haag (vgl. hierzu Art. 12 letzter 
Ñbs. des polnischen Minderheitenschutzvertrages) und gab der Hoffnung Ausdruck, 
daß die durch internationale Bindung zum Minderheitenschutz nicht verpflichteten 
Staaten bei der Behandlung der in ihren Grenzen lebenden Minderheiten das 
durch die internationalen Verträge und die Praxis des Völkerbundsrats fest- 
gestellte Mindestmaß an Rechten ebenfalls gewähren möchten. 

2 Auszug. Ausführlicher Text bei Rraus, Das Recht der Minderheiten. Berlin, 
Stille. S. 191. 

3 Die mit einem f) versehenen Paragraphen sind unter III A 2 nicht auf- 
genommen worden. 
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derheitenschutzes, darunter auch die Frage der Sicherstellung des un- 
gestörten Kulturellen Eigenlebens, welche zweifellos den Eckstein des 
Problems bildet, wenn der Grundsatz der Gleichberechtigung aller Staats- 
bürger gelten soll, so müssen die zu einer Minderheit gehörigen Staats- 
burger, d H. jede nicht zum Mehrheitsvolke gehörige Gruppe, die den 
willen und die Fähigkeit zu kulturellem Eigenleben hat, auch dieselben 
national-kulturellen Entwicklungsmöglichkeiten haben, wie das Mehr- 
heitsvolk, dem die Entwicklung seiner völkischen Eigenart schon durch 
seme eigenen staatlichen Organe gesichert ist. Es ist ja eine unbestreitbare 
Tatsache, daß kein Volk die kulturellen Bedürfnisse eines anderen Kultur- 
volkes ebensogut erkennen und befriedigen kann wie dieses selbst. 

i-run^9efeÖ1 gibt die wichtigsten Grundsätze zur staatsrecht- lichen Losung dieses Problems in angeführtem Sinne. 

. sind die §§ 6, 12, 20, 21, 22 und 23 zu berücksichtigen, von diesen 
88 b. und 20 die grundsätzlichen Ausgangspunkte zur Lösung der 

Nationalitätenfrage in Estland fest, und zwar: 
§ 6. „Ñlle estländischen Staatsbürger sind vor dem Gesetze gleich * (Es 

härtn keine öffentlich-rechtlichen Vorrechte oder Benachteiligungen geben 
die von der Geburt. Konfession, dem Geschlecht, dem Stande oder der 
Nationalität abhangen." Und 

. .8 20. „Jeder estländische Staatsbürger ist frei in der Bestimmung 
seiner Nationalität, falls eine persönliche Bestimmung nicht möglich ist, 
geschieht das in gesetzlich vorgesehener Ordnung." 

vie §§ 12, 22 und 23 setzen die speziellen Rechte der völkischen Minder- 
heiten fest. So heißt es: 

im § 12 unter anderem: „Den völkischen Minderheiten wird der 
muttersprachliche Unterricht garantiert", 

im § 22 unter anderem: „An den Orten, wo die Mehrheit der Ein- 
nicht zur estnischen, sondern zu einer örtlichen Minderheiten- 

nationalitat gehört, kann die Geschäftssprache der örtlichen Selbstver- 
waltungsinstitutionen die Sprache dieser örtlichen Minderheit sein, wobei 
jeder das Recht hat, in diesen Institutionen die Staatssprache anzu- 
wenden, usw." 3 

8 23 bestimmt: „Die Staatsbürger der deutschen, russischen und schwedi- 
schen Nationalität haben das Recht, sich schriftlich in ihrer Sprache an 
die staatlichen Institutionen zu wenden. Der Gebrauch der Sprachen 
dieser Nationalitäten vor Gericht und in den örtlichen staatlichen Insti- 
tutwnen sowie auch in den Lelbstverwaltungsinstitutionen wird durch 
ern Lpezialgesetz im einzelnen festgesetzt." 

ver § 21 berührt endlich die Frage des kulturellen Lebens der Minder- 
heiten im allgemeinen und lautet folgendermaßen: 

,vie Angehörigen der innerhalb der Grenzen Estlands wohnenden 
völkischen Minderheiten können zur Wahrung ihrer völkischen Kultur- 

1 Verfassung. 

c bie Bestimmungen des polnischen Minderheitenschutzvertrages Leite 1, Ñrtrkel 7 ff. und sinnt. 1, Ñbs. 3 auf derselben Seite. 
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und Fürsorgeinteressen diesbezügliche autonome Institutionen ins 
Leben rufen, soweit diese den Staatsinteressen nicht zuwiderlaufen." 

ver § 21 des Grundgesetzes bildet die Grundlage zum vorliegenden Ge- 
setz, durch welches das versprechen des Grundgesetzes jetzt seine vorläufige 
Erfüllung finden soll. Bei Ausarbeitung des Gesetzprojektes hatte sich 
die Kommission folgende wichtigste konstruktive und inhaltliche Grund- 
gedanken zur Richtlinie genommen, die im folgenden kurz zusammen- 
gefaßt sind: 

In Anbetracht des Umstandes, daß Estland hier als erster Staat in 
der Welt einen neuen staatsrechtlichen weg beschreitet, auf welchem 
kein einziges Vorbild zu finden ist, an welches man sich halten könnte, 
muß das Gesetz einen zeitweiligen Charakter und zugleich auch den eines 
„Rahmengesetzes" tragen. 

Vas Gesetz muß alle Minderheiten Estlands auf eine gleiche Grundlage 
stellen, d.h. es muß für alle Minderheiten die gleiche Geltung haben, 
und muß ihnen dieselben kulturellen Lntwicklungsmöglichkeiten bieten, 
wie sie das Mehrheitsvolk hat. 

vie Rulturautonomie ist staatsrechtlich als Selbstverwaltung gedacht, 
und zwar als soziale Selbstverwaltung. 

Daher muß sie rechtlich unter Aufsicht des Staates stehen und muß 
sowohl zum Schutze der Staatsinteressen als auch zur Erfüllung der 
dieser Selbstverwaltung auferlegten Pflichten, in analogem Sinn wie die 
territorialen Selbstverwaltungen, den Charakter einer öffentlichen staat- 
lichen Institution tragen . . . 

Nach Auffassung der Rommission ist der Begriff der „Nationalität" 
rm Sinne dieses Gesetzes vom objektiven Begriff „Volk" (Staatsvolk, 
d.h. die Zusammenfassung aller Staatsbürger) und „Rasse" (d.h. Bluts- 
verwandtschaft) zu trennen. Nach.Auffassung der Rommission ist zur 
Grundlage des Projektes ein solcher Begriff der Nationalität genommen 
worden, daß die Feststellung der Nationalität jedes einzelnen Staats- 
bürgers durch freies Bekenntnis der Person selbst zu einer 
bestimmten völkischen Rulturgemeinschaft 1 geschieht. Der Begriff der 
„völkischen Minderheit" im staatsrechtlichen Sinne dieses Gesetzes besteht 
nach Auffassung der Rommission aus allen den Staatsbürgern, welche 
in das entsprechende Nationalregister aufgenommen sind .. . 

Bei Beurteilung der Frage, welche der bei uns bestehenden Selbst- 
verwaltungsformen sich am besten für die neue (Organisation eigne, blieb 
ote Rommission bei der Rreisselbstverwaltung stehen, welche durch 
thren Aufbau, ihre größere Elastizität und territorialen Umfang zur 

„„ ààecht der freien Bekenntnisses der Nationalität, das im Mittel- punkt der Rampfe auf dem Gebiet der Minderheitenpolitik steht. Die Staaten, 
^?m-^!^à^ànrecht — vielfach trotz äußerer Anerkennung — bekämpfen 

bzerzu u. a. Ñbschn. Ill P/G), wollen die Entscheidung, ob ein Staatsbürger 
einer Minderheit zugehoren soll, der Willkür der Behörden ausliefern, die dann 
nach eigenem Gutdünken verfahren und im Linzelfall den Betreffenden auch 
gegen fernen willen von der Minderheit ausschließen können. Estland 
Preußen und Sachsen (s. 19f.) haben u. a. dar Recht vorbehaltlos anerkannt, 

«uellensammlung IV, S: Zunck-rstorff, Mind-rheit-nprobl-me [5659] 2 
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Grganisation des Rulturwesens der völkischen Minderheiten geeigneter 
erscheint, als z.B. die städtische Selbstverwaltung. 

Die völkischen Selbstverwaltungsinstitutionen sind gleich den anderen 
Selbstverwaltungen öffentlich-rechtliche, staatliche Ausgaben erfüllende 
Institutionen. Daher müssen die für unsere Selbstverwaltungen gültigen 
Prinzipien ebenso auch bei Schaffung der völkischen Selbstverwaltungs- 
institutionen und Organisationen ihrer Tätigkeit maßgebend und grund- 
legend sein . . . 

Die Regierung ist, wie in bezug auf die anderen Selbstverwaltungen, 
so auch hinsichtlich dieser völkischen Selbstverwaltung eine Aufsichts- 
behörde und keine vorgesetzte Behörde. Line Ausnahme von diesem 
Grundgedanken bildet nur die Möglichkeit, den Rulturrat aufzulösen. 
Der Gedanke der Autonomie ist in der rechtlichen Natur der Rreisselbst- 
verwaltung darin zu finden, daß sie innerhalb ihres Rompetenzkreises 
und der von dem allgemeinen Gesetze gezogenen Grenzen vollkommen 
frei wirkt und ihre Beschlüsse und Anordnungen keinerlei Bestätigung 
bedürfen, sondern nur durch Urteil des Administrativgerichts annulliert 
werden können. 

Da die völkischen Selb^tverwaltungsinstitutionen auf der Grundlage 
der für die Rreisselbstverwaltungen geltenden Gesetze organisiert werden, 
so bedürfen sie auch der den Rreisverwaltungen gesetzlich zuerkannten 
Rechte. Sie erhalten die Rechte einer juristischen Person, das Recht ihre 
Organe zu bilden und ihre Beamten zu wählen, ebenso erhalten sie die 
Rechte der Selbstverwaltungsinstitution im Gerichtsverfahren, sie sind 
als öffentlich-rechtliche Institutionen von der Stempelsteuer befreit, sie 
haben das Recht, Ranzleigebühren zu erheben usw. 

Gemäß den in der Einleitung angeführten Grundsätzen gehen die bis- 
her den lokalen Selbstverwaltungen zustehenden gesetzlichen Rechte in 
bezug auf die öffentlichen und privaten Schulen auf die völ- 
kische Selbstverwaltung über. An Stelle der Stadt- oder Rreisschul- 
verwaltung tritt die Schulverwaltung der völkischen Selbstverwaltung. 
Dadurch wird den Minderheiten die einheitliche Grganisation des wich- 
tigsten Teils ihres kulturellen Lebens ermöglicht. Der völkischen Selbst- 
verwaltung unterstehen alle muttersprachlichen Schulen der Minderheit 
im Sinne des § 12 des Grundgesetzes und der Schulgesetze . . . 

In den Wirkungskreis der völkischen Selbstverwaltung gehört ferner 
auch die Befriedigung der kulturellen Bedürfnisse der entsprechenden 
Minderheit außerhalb der Schule (Bibliotheken, Theater, Museen), wäh- 
rend die Grganisation des Wohlfahrtswesens der Minderheiten einem 
Spezialgesetz vorbehalten bleibt . . . 

AIs völkische Minderheiten im Sinne dieses Gesetzes 
gelten vor allem die im § 23 des Grundgesetzes genannte deutsche, rus- 
sische und schwedische Nationalität und ferner auch alle anderen Minder- 
heitsnationalitäten, deren Gesamtzahl nicht unter 3000 Seelen liegt (§ 8). 

Die Zugehörigkeit zu einer völkischen Selbstverwaltung wird durch 
ein Nationalregister festgestellt (§ 9). 
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Die Aufnahme in das Nationalregister geschieht frei auf Grund des 
Prinzips des völkischen Bekenntnisses von Staatsbürgern, die mindestens 
l 8 Jahre alt find, d. h. solchen, die das Recht haben, ihre Staatszugehörigkeit 
zu wählen. Dasselbe Recht, seine Nationalität zu wählen, gibt das Gesetz 
auch den 18jährigen Rindern der Glieder der Minderheit (§ 9). Da 
òte Mehrheit der Allgemeinen Rommission an dem Standpunkt festhielt 
daß der Austritt aus dem Minderheitsvolke freizustellen sei, weil ein 
verbot die im Grundgesetz vorgesehene Freiheit der Wahl der Natio- 
naktat einschränken würde, so sieht das Gesetz die Möglichkeit eines 
jederzeitigen Austrittes vor (§10, flnm. 1) f), wobei die materiellen 
Verpflichtungen des Austretenden bis zum Schluffe des Budgetjahres 
fortdauern. 

Damit aber der Eintritt in eine Minderheit und das Austrittsrecht 
nicht zum Spielball unbegründeter Stimmungen werde, ist den Selbst- 
verwaltungen das Recht gegeben, einmal ausgetretenen Bürgern die 
Neuregistrierung zu versagen (§ 10, strnn. 2)f). 

Da laut § 6 die bisherigen finanziellen Verpflichtungen des Staates 
und der lokalen Selbstverwaltungen fortbestehen, so ist es eine logische 
Folgerung, daß auch die zu den Minderheiten gehörigen Staatsbürger 
in vollem Umfange ihre bisherigen allgemeinen Bürgerpflichten sowie 
auch die finanziellen Verpflichtungen dem Staate und den lokalen Selbst- 
verwaltungen gegenüber weiter zu leisten haben. Sonst wären die Minder- 
herten in einem privilegierten Zustande (§ 12) t)- 

Da die neuen Selbstverwaltungsinstitutionen staatliche Aufgaben wahr- 
nehmen, hat der Staat das Recht und zugleich die Pflicht, darüber 
zu wachen, daß diese Institutionen ihre Aufgaben erfüllen. Daher ist der 
Staatsregierung das Recht gegeben, den Rulturrat aufzulösen und Neu- 
wahlen auszuschreiben (§ 14). Den Minderheiten wiederum ist aber das 
Recht verliehen, die Tätigkeit ihrer Selbstverwaltungen auf diesbezüg- 
Irchen Beschluß des Rulturrats, der mit ZweidrittehMajorität erfolgen 
mug, zu beendigen, desgleichen müssen die Lelbstverwaltungen ihre Tätig- 
keit beendigen, wenn die Anzahl der im Nationalregister verzeichneten 
Burger unter die Zahl sinkt, welche zum Inslebenrufen der Selbstverwal- 
tung nötig ist (§§ 8, 15 und 19). 

P*e Zählregister des ersten Rulturrats werden von den lokalen 
Selbstverwaltungen auf Grund der ihnen zur Verfügung stehenden und 
zur Verfügung gestellten Daten zusammengestellt, wobei sie das Material 
öer Volkszählung, die Personalausweise und die Angaben einzelner 

urger über ihre Nationalität berücksichtigen. Die Staatsregierung wie 
auch der Vorsitzende des Hauptwahlkomitees (welcher laut § 17 zur ent- 
sprechenden Minderheit gehört) Haben das Recht, ihre Vertreter in den 
lokalen Wahlkomitees, welche die Listen zusammenstellen, zu ernennen. 

Um eine doppelte Registrierung zu vermeiden, ist das erste Wahl- 
register (§ 17) f) zugleich auch die Grundlage für das erste National- 
register (§§ 9 und 18). Da man darin ein Abweichen vom Prinzip der 
positiven Option sehen könnte, welches für die Weiterführung des 

2* 
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Nationalregisters dauernd geltend bleibt, so haben alle in das Register 
eingetragene Bürger das Recht, sich im verlaufe einer genügend langen 
Frist (zwei Monate) aus dem Register streichen zu lassen. 

Die §§ 19—26 enthalten verhältnismäßig eingehende Bestimmungen 
über den Gang der Wahlen entsprechend den Rreiswahlen (all- 
gemeines, geheimes, direktes und proportionales Wahlrecht) und über 
Zusammentritt des Rulturrats, wobei die Aufmerksamkeit besonders auf 
einen Grundgedanken zu lenken ist. Durch dieses Gesetz werden den 
Minderheiten wichtige Rufgaben staatlicher Natur übertragen, die Ord- 
nung ihres gesamten völkischen Rulturlebens wird ihnen übergeben. 
Das kann aber nur dann mit gutem Erfolg geschehen und ist nur dann 
berechtigt, wenn Sicherheiten dafür vorhanden sind, daß die entsprechende 
Minderheit die durch dieses Gesetz ihr auferlegten Rufgaben einmütig 
und mit ernstem Verantwortungsbewußtsein aus sich nimmt. Daher for- 
dert das Gesetz als Vorbedingung für die Tätigkeitseröffnung der völ- 
kischen Selbstverwaltung eine Wahlbeteiligung von 50 o/o, eine Beteili- 
gung von 50 o/o an der Registrierung und einen Beschluß des Rulturrats 
mit Zweidrittelf-Stimmenmehrheit. wenn eine dieser Bedingungen nicht 
erfüllt ist, so kann die Einführung der Selbstverwaltung erst nach Ver- 
lauf von drei Jahren von neuem gefordert werden (§§ 19, 21, 27) . . . 

2. Vas estnische Rutonomiegesetz vom 5. Februar 1925? 1 2 

§ 2. 3n den Rompetenzkreis der völkischen Rulturselbstverwaltungs- 
institutionen gehört: 

a) Die Organisation, Verwaltung und Überwachung der öffentlichen 
und privaten Lehranstalten der entsprechenden völkischen Minderheit. 

b) Die Fürsorge für die übrigen Rulturaufgaben der entsprechenden 
Minderheit und die Verwaltung der hierzu ins Leben gerufenen Rn- 
stalten und Unternehmungen. 

§ 4. Das öffentliche Schulnetz der völkischen Minderheit wird von der 
völkischen und der entsprechenden Rreis- oder Stadtselbstverwaltung ge- 
meinsam ausgearbeitet und auf Rntrag des Unterrichtsministers von der 
Staatsregierung bestätigt, wenn es zu keiner Einigung kommt, entschei- 
det die Staatsregierung die Angelegenheit endgültig. 

§ 5. Die Organe der völkischen Selbstverwaltung sind der ttulturrat 
und die Rulturverwaltung der entsprechenden Nationalität. Ihr Sitz ist 
die Hauptstadt des Freistaates. 

Zur Lösung und Ordnung von lokalen Fragen werden vom Rultur- 
rate örtliche Rulturkuratorien ins Leben gerufen, deren Tätigkeitsgebiet 
der Rreis mit den Städten ist. 

1 Ñuszug. Ausführlicher Text bei Riihlmann-Iunckerstorff a. a. ffl. S. 34. 
2 Aufgenommen sind nur die hier grundlegend wichtigen Vorschriften. 
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§ 6. Die finanziellen Grundlagen der völkischen Selbstverwaltungs- 
institutionen sind: 

a) Die laut Gesetz vom Staate übernommenen Unkosten und Ver- 
pflichtungen gegenüber den öffentlichen Elementar- und Ulittelschulen; 

b) die Geldsummen und andere mit dem Unterhalt der öffentlichen 
Mittel- und Elementarschulen verbundenen Verpflichtungen der lokalen 
Selbstverwaltungen, soweit und auf der Grundlage, wie sie laut Gesetz 
ihnen auferlegt sind; 

c) die Unterstützungssummen des Staates und der Selbstverwaltungen 
für Kulturzwecke; 

d) öffentliche Steuern, die nötigenfalls vom Volksrate den Gliedern 
der entsprechenden Minderheiten auferlegt werden, in der höhe und auf 
den Grundlagen, wie sie im Voranschläge vorgesehen sind und auf ge- 
meinsamen Antrag des Finanz- und Unterrichtsministers von der Staats- 
regierung bestätigt werden; 

e) Schenkungen, Sammlungen, Stiftungen, Erbschaften und Einkom- 
men aus eigenem vermögen oder Unternehmungen. 

§ 8. AIs Minderheiten im Sinne dieses Gesetzes gelten das deutsche, 
russische und schwedische Volk sowie diejenigen auf estländischem Terri- 
torium lebenden Minderheiten, deren Gesamtzahl nicht kleiner als 
3000 ist. 

§ 9. Die Zugehörigkeit zur völkischen Selbstverwaltungskörperschaft 
der entsprechenden Minderheit wird durch das Nationalregister fest- 
gestellt, in welches sich estländische Staatsbürger der in §8 genannten 
Nationalitäten aufnehmen lassen können, welche mindestens 18 Jahre 
alt sind. 

Die Kinder bis zum alter von 18 Jahren der registrierten Glieder 
einer Minderheit gelten nach ihren Litern als zur Minderheit gehörig, 
wenn die Eltern verschiedener Nationalität sind, so wird die Nationalität 
der Kinder nach gemeinsamem Wunsch der Eltern bestimmt, wenn eine 
Einigung nicht erzielt wird, so gehört das Kind zur Nationalität des 
Vaters. 

Die minderjährigen Kinder von Angehörigen der völkischen Minder- 
heit, welche das 18. Jahr erreicht haben, gelten nicht als zur entsprechen- 
den Minderheit gehörig, falls sie sich nicht im Laufe eines Jahres 
registriert haben. 

§ 10. Aus dem Nationalregister werden die Glieder der Minderheit 
gestrichen, welche 

a) durch den Tod ausscheiden; 
b) aus der estländischen Staatsbürgerschaft ausscheiden; 
c) auf eigenen Wunsch aus der völkischen Selbstverwaltung aus- 

scheiden. 

§ 14. Auf Beschluß der Staatsregierung kann der Kulturrat auf- 
gelöst werden. Die Neuwahlen müssen im Verlauf von drei Monaten, 
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gerechnet vom Tage der Auflösung, zu Ende geführt werden. In der 
Zwischenzeit erfüllen die Exekutivorgane des aufgelösten Kulturrates 
ihre Pflichten weiter. 

§ 15. Die völkischen Selbstverwaltungsinstitutionen beenden ihre 
Tätigkeit: 

a) wenn das vom Kulturrate der entsprechenden Minderheiten mit 
einer Majorität von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl seiner Glieder 
für nötig befunden ist; 

b) wenn die Zahl der Glieder unter 3000 sinkt oder die Zahl der im 
Nationalregister verzeichneten volljährigen Bürger unter die Hälfte der 
zur letzten Volkszählung festgestellten Anzahl volljährigen Bürger der 
entsprechenden Minderheit überhaupt sinkt. 

§16. Minderheiten, welche Selbstverwaltungsinstitutionen ins Leben 
rufen wollen, teilen solches durch ihre Volksvertreter oder ihre kul- 
turellen (Organisationen der Staatsregierung mit. 

§ 18. Jeder in das Wahlregister einer völkischen Minderheit auf- 
genommene Bürger hat das Recht, sich im Laufe von zwei Monaten, vom 
Tage der Publikation des Registers an gerechnet, streichen zu lassen. Die 
Wahlen beginnen nach Ablauf dieser Frist. Die aus dem Wahlregister 
nicht gestrichenen Bürger werden in das im § y verzeichnete National- 
register eingetragen. 

§ 19. wenn die Zahl der nach Ablauf der im § 18 vorgesehenen Frist 
in Grundlage des § 17 registrierten volljährigen Bürger weniger als 
die Hälfte der bei der letzten Volkszählung festgestellten volljährigen 
Bürger der entsprechenden Nationalität beträgt, so werden keine Wahlen 
ausgeschrieben, und die völkische Minderheit kann erst nach Ablauf von 
drei Jahren den im § 16 erwähnten Antrag stellen. 

§ 20. Klagen in Sachen der Zusammenstellung der Wählerlisten wer- 
den analog den Klagen in Sachen der Listen der stimmberechtigten Staats- 
bürger geführt (§ 23). 

§ 21. Zur Ausschreibung, Aufsicht und (Ordnung der Wahlen wird für 
jede Nationalität, von welcher eine Willensäußerung in der (Ordnung 
des § 16 eingelaufen ist, ein Hauptkomitee begründet, welches aus einem 
Vorsitzenden, der zur entsprechenden Minderheit gehören muß, einem 
richterlichen Gliede nach Bestimmung des Appellhofs und einem Gliede 
nach Bestimmung der Staatsregierung besteht. Der Kandidat für den 
Vorsitzenden wird der Staatsregierung zugleich mit der Mitteilung in 
der (Ordnung des § 16 zur Bestätigung vorgestellt. 

§ 22. Die Anzahl der Glieder der Kulturräte wird auf Antrag des 
entsprechenden Hauptkomitees von der Staatsregierung festgesetzt, doch 
darf sie nicht kleiner als 20 und nicht größer als 60 sein. 

§ 23. Auf Grund von Projekten des Hauptkomitees und auf Antrag 
des Innenministers bestätigt die Staatsregierung die Verordnung für 
die Wahl des Kulturrates, die Wahlkreise und die für die einzelnen Wahl- 
kreise vorausbestimmte Anzahl der Glieder der ersten Kulturräte und 
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begründet zur Durchführung der Wahlen die nötigen örtlichen Wahl- 
Komitees. 

§ 24. Die Wahlen werden in jedem Wahlkreise auf derselben Grund- 
lage Me die Wahlen der Ureisräte ausgeführt. Ulagen in Wahl- 
angelegenheiten werden auf derselben Grundlage geführt wie bei den 
Wahlen der Ureisräte. Die Wahlergebnisse werden vom Hauptkomitee 
im „Staatsanzeiger" veröffentlicht. 

§ 25. wenn an den Wahlen weniger als die spätste der in den Wähler- 
listen der entsprechenden Minderheit verzeichneten Staatsbürger teil- 
genommen haben, wird der Uulturrat nicht zusammenberufen, und die 
Minderheit kann erst nach Verlauf von drei Jahren von neuem eine 
im Z 16 bezeichnete Mitteilung vorstellen. 

§ 26. wenn an den Wahlen mehr als 50 o/o der Stimmberechtigten 
teilgenommen haben (§ 11), so beruft der Vorsitzende des Hauptkomitees 
spätestens 2 Wochen nach Veröffentlichung der Wahlergebnisse den Uultur- 
rat ein, eröffnet ihn und leitet ihn bis zur Wahl des Präsidiums, wo- 
nach die Pflichten des Hauptkomitees erlöschen. 

§ 27. Der Uulturrat beschließt vor allem, ob er auf Grundlage dieses 
Gesetzes und der auf Grund dieses von der Staatsregierung erlassenen 
Verordnung die Selbstverwaltung verwirklichen will. Im Falle, daß mit 
Zweidrittel,-Majorität der gesetzlichen Zahl der Glieder des Uultur- 
rates beschlossen wird, die Selbstverwaltung ins Leben zu rufen, erklärt 
die Staatsregierung nach entsprechender Mitteilung des Uulturrates die 
Tätigkeit der entsprechenden völkischen Selbstverwaltung für eröffnet, 
wenn aber der Beschluß mit einer geringeren Majorität gefaßt worden 
ist oder beschlossen worden ist, auf die Selbstverwaltung zu verzichten, 
so löst sich der Uulturrat auf, und die völkische Minderheit kann erst 
nach Ñblauf von drei Jahren den im 8 16 erwähnten Antrag stellen. 

8 28. Die mit der Zusammenstellung und Führung der Wählerlisten 
für die ersten Wahlen verbundenen Unkosten trägt die entsprechende 
Selbstverwaltungsinstitution, während die Unkosten der Organisation 
und Durchführung der ersten Wahlen in den Uulturrat der Staat zu 
tragen hat. 

Die Uosten der weiteren Wahlen sowie der Neuwahlen hat die ent- 
sprechende Minderheit zu tragen. 

B. Deutsches Reich. 

1. Der Minderheitenartikel der deutschen Reichsverfassung 
vom n. August 1919. 

Artikel 1091: Alle Deutschen sind vor dem Gesetze gleich. 
Artikel 113: Die fremdsprachigen volksteile des Reichs dürfen durch 

die Gesetzgebung und Verwaltung nicht in ihrer freien, volkstümlichen 
Entwicklung, besonders nicht im Gebrauch ihrer Muttersprache beim 
Unterricht, sowie bei der inneren Verwaltung und der Rechtspflege be- 
einträchtigt werden. 
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2. Preußen. 

a) Drdnung zur Regelung des Schulwesens der polnischen 
Minderheit vom 31. Dezember 1928.1 

Artikel I: §1. Unter Minderheit im Sinne der folgenden Bestim- 
mungen werden diejenigen volksteile des Reiches verstanden, die sich 
zum polnischen Volkstum bekennen. 

§ 2. Dos Bekenntnis, zur Minderheit zu gehören, darf weder nach- 
geprüft noch bestritten werden. 

Die in der Stellung eines Antrages auf Errichtung einer Minder- 
heitsschule erfolgende Aufführung eines Rindes oder die Anmeldung eines 
Rindes zu einer Minderheitsschule durch die Erziehungsberechtigten gilt 
als ausreichendes Bekenntnis der Zugehörigkeit dieses Rindes zur Min- 
derheit. 

Artikel II: § 1. Für reichsdeutsche, zur polnischen Minderheit ge- 
hörende volksschulpflichtige Rinder, die in demselben Schulverbande oder 
in solcher Entfernung von diesem wohnen, daß ihr regelmäßiger Schul- 
besuch als gewährleistet angesehen werden kann, ist das Bedürfnis zur 
Errichtung einer privaten Minderheitsvolksschule mit polnisch als Unter- 
richtssprache stets anzuerkennen, es sei denn, daß bereits durch öffentliche 
oder private Minderheitsvolksschulen für die Beschulung der zur Minder- 
heit gehörenden Rinder in ausreichender weife gesorgt ist. 

§ 3. Die Rinder der Minderheit genügen der Schulpflicht auch durch 
den ordnungsmäßigen Besuch einer privaten Minderheitsvolksschule. 

Artikel III: § 2. Für die Erteilung der Erlaubnis von Prüfungen, 
die staatliche Berechtigungen verleihen, gelten die gleichen Grundsätze wie 
für die übrigen privatschulen, sofern an den Minderheitsschulen aus- 
reichender Unterricht im Deutschen erteilt wird. 

Artikel V: § 1. Beträgt die Zahl der eine private Minderheitsvolks- 
schule besuchenden volksschulpflichtigen Rinder in einem Schulverbande 
bis zu 20000 Einwohnern mindestens 40, in einem Schulverbande von 
mehr als 20000 aber nicht mehr als 50000 Einwohnern mindestens 80, 
in einem Schulverbande von mehr als 50000, aber nicht mehr als 100000 
Einwohnern mindestens 120, in einem Schulverbande von mehr als 
100000 Einwohnern mindestens 240, so ist zur Unterhaltung dieser 
Privatvolksschule eine Staatsunterstützung zu gewähren. Veränderungen 
der Schülerzahl im Laufe eines Schuljahres bleiben unberücksichtigt. Die 
Staatsunterstützung soll sich in der Regel auf 60 o/o des Betrages be- 
laufen, der zur Besoldung der vollbeschäftigten Lehrer (Lehrerinnen) 
aufgewendet wird. 

Werden für die Minderheitsschule vom Staate oder dem Schulver- 
bande unentgeltlich Räume zur Verfügung gestellt, so kann der Miet- 
wert der Räume als Teil der Barunterstützung angerechnet werden. 

1 3entralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen, Aabr» 
gang 71, kjeft 3, S. 39 ff. 
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ctls Schulverband im Sinne dieser Bestimmungen gelten auch die noch 
bestehenden Schulsozietäten (Schulgemeinden). 

§ 2. Für die Unterstützung von privaten Minderheitsschulen, deren 
Siele über die Volksschule hinausgehen, gelten die gleichen Bestimmungen 
wie bei anderen gleichartigen preußischen Schulen. 

Artikel V!: § 1. wenn bei einer privaten Minderheitsschule nach 
der Zahl der sie besuchenden volksschulpflichtigen Binder die im Ar- 
tikel V § 1 enthaltenen Voraussetzungen für die Gewährung einer Staats- 
unterstützung während drei aufeinander folgender Jahre gegeben sind 
und noch fortbestehen, ist diese Schule auf Antrag der Erziehungsberech- 
tigten von mindestens 40 volksschulpflichtigen, diese Schule besuchenden 
Bindern in eine öffentliche Volksschule mit polnisch als Unterrichts- 
sprache umzuwandeln. Auf die Unterhaltung dieser Volksschule und die 
Anstellung und Besoldung der Lehrkräfte finden alsdann die gleichen 
Vorschriften wie bei den anderen preußischen öffentlichen Volksschulen 
Anwendung, wenn indessen die Erziehungsberechtigten einer größeren 
Zahl von Bindern, als von den Antragstellern vertreten werden, der 
Umwandlung in eine öffentliche Schule widersprechen, hat die Umwand- 
lung zu unterbleiben. 

Bis zum l. April 1934 sind in einem Schulverbande öffentliche Volks- 
schulen mit polnisch als Unterrichtssprache auf Antrag der Erziehungs- 
berechtigten von mindestens 40 volksschulpflichtigen Bindern auch dann 
einzurichten oder private Minderheitsvolksschulen in öffentliche umzu- 
wandeln, wenn die Zahl der volksschulpflichtigen Binder des betreffen- 
den Schulverbandes, für die der Antrag gestellt wird, mindestens 5 o/o 
aller diesem Schulverband angehörenden zu Beginn des Schuljahres volks- 
schulpflichtigen Binder beträgt. 

Als Schulverband im Sinne dieser Bestimmungen gelten auch die noch 
bestehenden Schulsozietäten (Schulgemeinden). 

d) ver Nordschleswiger Schulerlaß des preußischen 
Staatsministeriums vom 9. Februar 1926 in der durch den 

Erlaß vom 31. Dezember 1928 abgeänderten Fassung.^ 

(Erlaß zur Regelung der Minderheitsschulverhältnisse im Grenzgebiet 
des Regierungsbezirks Schleswig.) 

Artikel I: Rr. 1. 3n den Kreisen Südtondern, Flensburg-Stadt und 
Flensburg-Land ist für reichsdeutfche, zu der dänischen Minderheit ge- 
hörende volksschulpflichtige Binder, die in demselben Schulverbande oder 
in solcher Entfernung von ihm wohnen, daß ihr regelmäßiger Schulbesuch 
als gewährleistet angesehen werden kann, ein Bedürfnis zur Errichtung 
privater Volksschulen mit dänischer Unterrichtssprache stets anzuerken- 
nen, es fei denn, daß bereits durch öffentliche oder private Volksschulen 

1 Dgl. Kraus a. a. ®. S. 270, und 3entralblatt für die gesamte Unterrichts- 
verwaltung in Preußen, Jahrgang 71, Heft 3. 
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für die Beschulung der zur dänischen Minderheit gehörenden Binder in 
ausreichender weise gesorgt ist. 

Nr. 2. ver Besuch einer solchen privaten Volksschule bleibt auf Binder 
der dänischen Minderheit beschränkt- durch den ordnungsmäßigen Besuch 
wird der Schulpflicht genügt. Binder reichsdänischer Eltern können am 
Schulbesuch teilnehmen. 

Nr. 3. Die Genehmigung zur Leitung einer solchen privaten Volks- 
schule ist einem Lehrer oder einer Lehrerin zu erteilen, welcher (welche) 
die Befähigung zur Anstellung im preußischen oder dänischen Volksschul- 
dienst besitzt und gegen den (die) keine Bedenken, insbesondere sachlicher 
oder sittlicher Art bestehen. 

Nr. 4. vie Unterrichtsräume müssen billigen Anforderungen ent- 
sprechen, wobei auch die zu unterrichtende Binderzahl in Betracht zu 
ziehen ist. vie gleichen Anforderungen wie für eine öffentliche Schule 
sind im allgemeinen nicht zu stellen, vor Eröffnung der Schule müssen 
die notwendigen Einrichtungsgegenstände sichergestellt sein. 

Nr. 5. ver Nachweis der für den Schulbetrieb erforderlichen Mittel 
ist u. a. auch schon dann als erbracht anzusehen, wenn ein Verein mit 
mindestens 100 reichsdeutschen Mitgliedern die Gewähr dafür übernimmt. 

Nr. 6. Beträgt die Zahl der eine private dänische Minderheitsvolks- 
schule besuchenden volksschulpflichtigen Binder wenigstens zehn, so ist 
zur Unterhaltung dieser Privatvolksschule eine Staatsunterstützung zu 
gewähren. Veränderungen der Schülerzahl im Lause des Schuljahres 
bleiben unberücksichtigt, vie Staatsunterstützung soll sich in der Regel 
auf 60 v. i). des Betrages belaufen, der zur Besoldung der vollbeschäf- 
tigten Lehrer (Lehrerinnen) aufgewendet wird. 

werden für die Minderheitsschule vom Staate oder dem Schulverbande 
unentgeltlich Räume zur Verfügung gestellt, so kann der Mietswert der 
Räume als Teil der Barunterstützung angerechnet werden. 

Rr. 7. von dem Lehrplan der Volksschule darf insoweit abgewichen 
werden, als das notwendig ist, um die Kenntnis dänischen Volkstums 
im Unterricht angemessen zu vermitteln. An Stelle des Deutschen tritt 
als Unterrichtssprache das Dänische. Deutsch muß in ausreichender 
Stundenzahl als Unterrichtsfach erteilt werden. 

Ur. 8. Unter dänischer Minderheit im Sinne der vorstehenden Be- 
stimmungen werden diejenigen Volksteile des Reiches verstanden, die 
sich zum dänischen volkstume bekennen. 

Vas Bekenntnis, zur Minderheit zu gehören, darf weder nachgeprüft 
noch bestritten werden. 

Nr. y. vie in der Stellung eines Antrages auf Errichtung einer Min- 
derheitsschule erfolgende Aufführung eines Rindes oder die Anmeldung 
eines Rindes zu einer Minderheitsschule durch die Erziehungsberechtigten 
gilt als ausreichendes Bekenntnis der Zugehörigkeit dieses Rindes zur 
Minderheit. 

Artikel II: Nr. 1. Für die Einrichtung von privatschulen mit däni- 
scher Unterrichtssprache in den oben (I, 1) genannten Breisen, deren Ziele 
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über die Volksschule hinausgehen, gelten die gleichen Vorschriften wie 
für die Errichtung von privatschulen überhaupt. Die Bestimmungen in 
l, ñbs.2—9 finden sinngemäß Anwendung. 

Nr. 2. Für die Erteilung der Erlaubnis zur Abhaltung von Prü- 
fungen, die staatliche Berechtigungen verleihen, gelten die gleichen Grund- 
sätze wie für die übrigen privatschulen, sofern an den Minderheitsschulen 
ausreichender Unterricht im Deutschen erteilt wird. 

Artikel III: Nr. 1. wenn in einem Schulverbande der Kreise Süd- 
tondern, Flensburg-Stadt oder Flensburg-Land von reichsdeutschen Er- 
ziehungsberechtigten für wenigstens 24 schulpflichtige, zur dänischen Min- 
derheit (I, Abs. 8 u. 9) gehörige Kinder, für deren entsprechende Be- 
schulung als Angehörige der dänischen Minderheit in anderer Weise nicht 
ausreichend gesorgt ist, der Antrag auf Errichtung einer öffentlichen 
Volksschule mit dänischer Unterrichtssprache gestellt wird, so ist das Be- 
dürfnis für eine solche Schule anzuerkennen und ihre Errichtung ebenso 
durchzuführen, als wenn es sich um eine andere notwendige Volksschule 
handelte. 

Nr. 2. Viesen Minderheitsvolksschulen können Ergänzungszuschüsse 
wie den entsprechenden deutschen Volksschulen gewährt werden. 

Nr. 3. vor der Anstellung von Lehrkräften an einer solchen Schule 
ist dem Elternbeirat dieser Schule Gelegenheit zu Vorschlägen zu geben, 
und ebenso ist der Elternbeirat vor der Einführung besonderer Lehr- 
bücher zu hören. 

Artikel IV: Nr. 1. Die Minderheitsschuleinrichtungen dürfen wieder 
aufgehoben werden, wenn ihre Schülerzahl in drei aufeinander folgenden 
Schuljahren hinter den für ihre Begründung maßgebenden Zahlen zurück- 
bleibt. 

Nr. 2. Die Aufhebung kann schon nach Ablauf eines Schuljahres an- 
geordnet werden, wenn während dieses Schuljahres die Kinderzahl un- 
unterbrochen geringer war als die Hälfte der vorgesehenen Mindest- 
zahlen. 

ver Abänderungserlaß vom 31. vezember 1928 enthält 
unter PunktL noch folgende Anordnung: 

Im übrigen Staatsgebiete finden auf die Regelung des dänischen Min- 
derheitsschulwesens die Bestimmungen der Ordnung zur Regelung des 
polnischen Minderheitsschulwesens vom 31. vezember 1928 entsprechende 
Anwendung. 

3. Sachsen. 

a) Übergangsgesetz für das Volksschulwesen des Frei- 
staats Sachsen vom 22. Juli 1919I 

§ 2. Schulplan: 3iff. 5. In rein wendischen und in gemischtspra- 
chigen Schulen ist dafür Sorge zu tragen, daß die Schüler die deutsche 

1 Gesetz- und Verordnungsblatt S. 171. 
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Sprache mündlich und schriftlich richtig gebrauchen lernen. Den Lindern 
des wendischen Volksstammes ist innerhalb des planmäßigen Unterrichts 
das wendische Lesen zu lehren und zur Übung im schriftlichen Gebrauche 
der wendischen Sprache sowie zur Aneignung wendischer Linder- und 
Volkslieder Gelegenheit zu geben. Die Lehrer an rein wendischen und 
an gemischtsprachigen Schulen haben auf allen Llassenstufen auch die 
wendische Sprache anzuwenden. Lei der Anmeldung von Lindern zur 
Aufnahme in rein wendische und in gemischtsprachige Schulen ist die 
Stammeszugehörigkeit anzugeben. Eine Befreiung vom wendischen Sprach- 
unterricht ist auf Antrag der Erziehungsberechtigten vom Schulleiter 
zu gestatten. 

b) Schulbedarfsgesetz vom 31.3uli 1922.1 2 3 4 

§ 36, Ziffer 4: In rein wendischen und in gemischtsprachigen Schulen 
ist die Mindestzahl der wöchentlichen Unterrichtsstunden aus jeder Stufe 
um drei Stunden zu erhöhen. 

c) Ausführungsverordnung zu boom 5. Februar 1923? 

§ 44. Zu § 36, Ziffer 4: In gemischtsprachigen Schulen darf die Aus- 
bildung der deutschen Schüler durch die Sonderveranstaltungen für Schüler 
wendischen Sprachstammes in keiner Meise vernachlässigt werden. 

C. Dänemark. 

1. ñus dem Gesetz betreffend die vorläufige Verwaltung der Volks- 
schule in den süüjütischen Landesteilen^ vom l. Mai 1923? 

VI. Die Unterrichtssprache in der öffentlichen Volksschule. 
§ 21. Die Unterrichtssprache in den Schulen auf dem Lande und in 

den Flecken richtet sich nach der Volkssprache des betreffenden Schul- 
distrikts. 

Mo die Unterrichtssprache dänisch ist, muß, wenn mindestens 10 % 
der Mähler im Schuldistrikt, die Erziehungsrecht über Linder unter 
14 Jahren haben, der Schulkommission den Wunsch mitteilen, eine Ab- 
stimmung darüber stattfinden, wieweit ein besonderer Unterricht mit 
Deutsch als Unterrichtssprache eingerichtet werden soll. Menn dann min- 
destens 20 % der im Schuldistrikt zur Schulkommission stimmberechtigten 
Wähler, die Lrziehungsrecht über Linder unter 14 Jahren haben und 
mindestens zehn schulpflichtige Linder repräsentieren, für einen beson- 
deren Unterricht mit Deutsch als Unterrichtssprache stimmen, werden 
Maßnahmen getroffen, daß ein solcher stattfindet für die, die daran 
teilzunehmen wünschen. 

1 Gesetz- und Verordnungsblatt S. 405. 
2 Gesetz- und Verordnungsblatt S. 19. 
3 Nordschleswig. 
4 Rühlmann-Iunckerstorff a. a. ®. S. 8. 
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(Ein solcher besonderer Unterricht soll auch da eingerichtet werden, 
wo der Wunsch danach von einer geringeren prozentzahl der oben- 
genannten Wähler des Schuldistrikts erhoben wird, doch müssen diese 
dann mindestens 24 schulpflichtige Kinder repräsentieren, es sei denn, 
daß die Entfernungen zulassen, daß die betreffenden Kinder einer anderen 
Schule mit deutscher Unterrichtssprache überwiesen werden können. 

Wo die Verhältnisse es zulassen, können Kinder von mehreren Schulen 
zu solchem Unterricht in einer Schule gesammelt werden, ganz gleich, ob 
sie außerhalb der Gemeinde liegt, zu der die Kinder sonst gehören. 
Nähere Bestimmungen hierüber werden durch Verhandlungen zwischen 
den betreffenden Schulkommissionen und Gemeindeverwaltungen ge- 
troffen. 

Wo die Unterrichtssprache in einer Volksschule deutsch ist, müssen die 
Kinder nach dem dritten Schuljahr 4—6 Stunden wöchentlich Unterricht 
in Dänisch erhalten. Genauere Bestimmungen hierüber werden im Unter- 
richtsplan der betreffenden Schule getroffen. Ñuf Ñntrag der Eltern 
oder Vormünder an die Schulkommission müssen ihre Kinder vom däni- 
schen Unterricht befreit werden. (Es wird dann in diesen Stunden den 
Kindern in der Schule Unterricht in anderen Fächern gegeben. 

In einer Schule, wo die Unterrichtssprache dänisch ist, kann auf Un- 
ordnung der Schulkommission freiwilliger Unterricht in Deutsch ein- 
geführt werden in einem Umfange, der im Unterrichtsplan genauer 
festgelegt ist. 

§ 22. In den Städten wird die Volksschule in zwei ñbteilungen geteilt, 
wovon die eine deutsche, die andere dänische Unterrichtssprache hat, und 
die Eltern und Vormünder haben freie Wahl zwischen diesen beiden Ñb- 
teilungen. 

In den Volksschulabteilungen mit dänischer Unterrichtssprache sollen 
die Kinder nach dem dritten Schuljahr wöchentlich 4—6 Stunden Unter- 
richt in Deutsch erhalten, in den Volksschulabteilungen mit deutscher 
Unterrichtssprache sollen die Kinder nach dem dritten Schuljahr wöchent- 
lich 4—6 Stunden Unterricht in Dänisch erhalten. Genauere Bestim- 
mungen hierüber werden im Unterrichtsplan getroffen. Ñuf entsprechen- 
den Wunsch der Eltern oder Vormünder an die Schulkommission werden 
ihre Kinder vom Unterricht in Dänisch oder Deutsch befreit. Während 
dieser Stunden erhalten die Kinder in der Schule Unterricht in anderen 
Fächern. 

§ 23. Führt die nach den Bestimmungen in §§ 21—22 entstehende 
Teilung einer kommunalen Volksschule in eine dänische und eine deutsche 
Abteilung unverhältnismäßig hohe Kosten für die Gemeinde mit sich, 
so kann ein außerordentlicher Staatszuschuß zur Deckung der erhöhten 
Unkosten nach näherer Ñnweisung des Unterrichtsministeriums bewilligt 
werden. 
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VII. Privatunterricht und privatschulen. 

§ 24. Die in der allgemeinen dänischen Gesetzgebung getroffenen Be- 
stimmungen über Befreiung von Bindern vom Unterricht in der öffent- 
lichen Volksschule, wenn sie einen gleichwertigen Unterricht durch Haus- 
lehrer oder in einer privatschule erhalten, gelten auch für die südjütischen 
Landesteile. Der Unterrichtsminister kann solchen privatschulen einen 
Zuschuß nach den allgemeinen Regeln geben, wenn sie die allgemeinen 
Bedingungen zur Erlangung eines Staatszuschusses erfüllen und die Um- 
stände im übrigen dafür sprechen. 

2. Entschließung des Deutschen Schulvereins für Nord-Schleswigs 
vom Dezember 1928? 

Der Deutsche Schulverein für Uordschleswig begrüßt die Neuordnung 
des Minderheitsschulwesens südlich der Grenze mit lebhafter Freude. 
Er erwartet bestimmt, daß das Unterrichtsministerium in Ropenhagen 
jetzt endlich dafür Sorge trägt, daß die deutsche Minderheit in Däne- 
mark wirkliche Rechte erhält, was durch die Erfüllung der in Ropen- 
hagen längst bekannten deutschen Schulforderungen geschehen muß. 

Tatsache ist, daß die dänische Minderheit heute sehr viel weitergehende 
Rechte als wir besitzt. Venn: 

1. Ihre Gemeinde- oder privatschulen werden von keiner örtlichen, 
national-gemischten Schulkommission beaufsichtigt, sondern sind in weit- 
gehendem Maße dem Einfluß der örtlichen Stellen entzogen. 

2. Die dänischen Gemeindeschulen südlich der Grenze haben ihren 
eigenen Elternbeirat, der bei wichtigen Entscheidungen mitarbeiten kann. 
So ist er z.B. vor Einführung besonderer Lehrbücher zu hören und hat 
das Recht, vor der Einstellung von Lehrkräften Vorschläge zu machen. 

Z. Eine besondere steuerliche Vorausbelastung der Schulgemeinden, die 
durch die Bestimmung gezwungen sind, eine dänische Schulklasse ein- 
zurichten, kennt man südlich der Grenze nicht. 

4. Der Staat gewährt den dänischen privatschulen einen Zuschuß, der 
in der Regel 60 o/o des Gehaltes der vollbeschäftigten Lehrkräfte beträgt. 

5. Die höheren dänischen privatschulen südlich der Grenze haben genau 
dieselben Rechte wie die deutschen. Insbesondere gelten für sie bezüglich 
der Erlaubnis zur Abhaltung von Prüfungen, die staatliche Berech- 
tigungen verleihen, die gleichen Grundsätze wie für die übrigen privat- 
schulen, sofern an der Minderheitsschule ausreichender Unterricht im 
Deutschen erteilt wird. 

1 (Es handelt sich um einen verein in Dänemark. 
J Der Text wurde den Presseveröffentlichungen entnommen. 



23 Dänemark. Frankreich (Elsaß-Lothringen) 

D. Frankreich (Elsaß-Lothringen). 

1. ñus den Richtlinien für den Unterricht in französischer 
und deutscher Sprache vom 15. Januar 1920.1-2 

(Anweisung des Recteur d'Acadêmie Lharlèty an die Schulinspektoren.j 

Allgemeine Grundsätze. 

1. Unterricht im Deutschen wird in allen Schulen erteilt werden. 

Die Kenntnis einer Sprache ist zunächst von wirtschaftlichem Nutzen. 
Für unsere elsässischen und lothringischen Landsleute wird neben der 
Kenntnis der französischen Sprache, welche diesen Nutzen bringt und 
immer mehr bringen wird, je mehr das Wirtschaftsleben Llsatz-Lothrin- 
gens von dem Frankreichs abhängen wird, die Kenntnis der deutschen 
Sprache auch von Nutzen sein. 

Line Sprache ist ferner ein Nlittel für intellektuelle und moralische 
Kultur. Um nur von wirtschaftlichem Nutzen zu sein, genügt die ober- 
flächliche Kenntnis einer Sprache, und es genügt allenfalls das Lehren 
der hauptregeln in Grammatik und Satzbau, ferner der gebräuchlichsten 
Hauptwörter, Leiwörter und Zeitwörter; viele von denen, welche uns 
den Eindruck machen, als sprächen sie geläufig eine Sprache, wissen nicht 
mehr von ihr. Damit aber eine Sprache ein Nlittel zur intellektuellen 
und moralischen Kultur werde, mutz das Studium in ihr weitergehen, 
mutz man fähig sein, die Bedeutung eines schmückenden Beiwortes, die 
Finesse einer ñnspielung, die Ironie eines Hintergedankens, die an- 
sprechende Macht eines Wortspiels oder Rhythmus und die unzähligen 
Bedeutungen eines Wortsinns je nach seinem Zusammenhange und seiner 
Stellung im Satze zu merken und zu fühlen. 

2. Die französische Sprache mutz vorherrschend sein. 

Vas Französische ist die Sprache der intellektuellen Kultur. 

wenn man sagt, daß die französische Sprache die vorherrschende sein 
soll, so will das heißen, daß unsere Schüler die französische Kultur er- 
halten sollen. Sie müssen beim verlassen der Schule die französischen 
Zeitungen nicht nur oberflächlich lesen können, sie müssen mit Freude 
und Nutzen die französischen Bücher lesen können, mit denen die Schul- 
bibliotheken aller Gemeinden ausgerüstet sind. Sie müssen den Dffen- 
barungen des französischen Gedankens folgen und damit am intellek- 
tuellen und moralischen Leben des französischen Volkes teilnehmen kön- 
nen. Und darum kommt die deutsche Sprache erst nach der französischen, 
ohne Rücksicht darauf, welches ihr wirtschaftlicher Nutzen und die Be- 
deutung ihres Gebrauchs auch sein möge. Gewiß, in unseren Schulen 
soll die deutsche Sprache unterrichtet werden, aber nur unter der Be- 
dingung, daß sie der Ausbreitung der französischen Sprache nicht schadet, 

1 Riihlmann- Junckerrtorff a. a. <D. S. 12. 
2 Elsaß-Lothringen hat bei der Besetzung Ende 1918 die Forderung auf 

völkerrechtlichen Minderheitenschutz nicht erhoben. 
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denn Kein Beweisgrund wirtschaftlicher Natur Könnte der Notwendig- 
keit, aus dem Elsaß und aus Lothringen Länder französischer Zunge zu 
machen, vorangesetzt werden. 

2. Anweisung des Recteur -'Académie über den Sprachunterricht 
in den Volksschulen vom 50. August 1927? 

III. Die voppelsprachigkeit. wenn auch das Erlernen der fran- 
zösischen Sprache unsere hauptsorge bilden muß, wenn am Beginn der 
Schulzeit der ganze Unterricht auf Französisch erteilt werden muß, so 
haben wir doch die Pflicht, auf die Tatsache Rücksicht zu nehmen, daß 
mit Ausnahme von wenigen Gemeinden im Elsaß und im östlichen Teil 
von Lothringen die Umgangssprache ein germanischer Dialekt ist, der 
je nach Grtslage in allen Nuancen schillert. Dbwohl dieser Dialekt von 
der deutschen Schriftsprache bedeutend abweicht, hat er doch mit ihr große 
Ähnlichkeit. Tr wird von einem Großteil der Eltern, deren Rinder die 
französische Schule besuchen, gesprochen,- er ist bis heute das einzige 
schriftliche Verständigungsmittel unter ihnen. Außerdem ist er allgemein 
die Rultsprache der drei Religionen, der katholischen, protestantischen 
und israelitischen, geblieben, und die meisten Geistlichen sind gehalten, 
den Religionsunterricht in dieser Sprache zu erteilen. Ohne Zweifel lassen 
wirtschaftliche und praktische Gründe die Kenntnis der deutschen Sprache 
in einem Grenzland nützlich erscheinen, und endlich bedeutet die hand- 
habung von zwei Sprachen eine geistige Bereicherung. Ñus all diesen 
Gründen ist die Einführung des Deutschunterrichts in den Schulen des 
Elsaß und Lothringens, wenigstens in den Teilen dieser Provinz, wo 
der Dialekt gesprochen wird, eine Notwendigkeit- in diesem Sinne muß 
die Schule zweisprachig sein unter Wahrung des ersten Platzes für das 
Französische. 

E. Memel-Litauen. 

Verfügung vom 4. Februar 1924 betreffend die Einführung des ver- 
bindlichen litauischen Sprachunterrichts in den städtischen Volksschulen, 

den Mittel-, höheren, privat- und Familienschulen 
des Memelgebietes? ^ 

2. Abi. April 1924 wird in sämtlichen Mittel- und höheren Schulen 
des Memelgebiets der Unterricht in der litauischen Sprache als Haupt- 
fach eingeführt. Zur Teilnahme an den litauischen Unterrichtsstunden 
sind sämtliche Schüler bzw. Schülerinnen verpflichtet. Der verbindliche 

1 Grentrup, vie kirchliche Rechtslage der deutschen Minderheiten katholischer 
Konfession in (Europa. Berlin 1928, Deutsche Rundschau. 

2 Rühlmann-Iunckerstorff a. a. <D. S. 273. 
3 Die Rechtslage im Memelgebiet wird durch einen besonderen internationalen 

Vertrag, das sogenannte Memelstatut, bestimmt, das am 8. Mai 1924 in Paris 
abgeschlossen wurde. vgl. hierzu Rühlmann-Junckerstorff a. a. O. S. 260/61 und 
insbesondere Artikel 5 auf S. 262, der den Umfang der Autonomie erkennen läßt. 
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Unterricht in der französischen Sprache ist nach und nach abzubauen, 
ñls wahlfreies Unterrichtsfach kann er im Bedarfsfälle beibehalten 
werden. 

Der verbindliche Unterricht in der litauischen Sprache hat grund- 
sätzlich wre tn den Volksschulen mit dem fünften Schuljahr, d.h. nach 
Beendigung der vier Grundschuljahre einzusetzen. Die Festsetzung der 
Anzahl der litauischen Stunden für die einzelnen Ulassen bleibt den 
einzelnen Schulen überlassen. Jedoch muß die Verteilung der litauischen 
S unden auf die einzelnen Ulassen so erfolgen, daß die Gesamtzahl der 
litauischen Sprachstunden ebensoviel ausmacht, wie die Gesamtzahl der 
Stunden für den deutschen Sprachunterricht in der betreffenden Ñnstalt 
vom Beginn des litauischen Unterrichts aufwärts beträgt. 

3. Die Bestimmungen gelten auch für die Privat- und Familienschulen 
des Memelgebiets. 

F. Polen. 

1. Früheres preußisches Teilgebiet. 

[Posen und Pommerellen.j 

Uuszug aus den Uichtlinien für die Behandlung des deutschen 
Minderheitenschulwesens im früheren preußischen Teilgebiet 

vom 11. Iuni 1S20? 
Bis zur Regelung der Organisation des Schulwesens für volksminder- 

^îten in Polen hat das Departement für Uultus und Unterricht des 
Ministeriums des früheren preußischen Teilgebiets beschlossen, sich an 
folgende Regeln im Verhältnis zu deutschen Mittelschulen zu halten: 

a) 3m Sinne des Artikels y des Vertrages vom 28. Juni 1919 hat 
der Polnische Staat keine Verpflichtung, die deutschen staatlichen Mittel- 
schulen zu unterhalten. 

b) Soweit bisher rein deutsche staatliche Mittelschulen noch im ehe- 
mals preußischen Teilgebiet bestehen, wird dies als ein zeitweiliger 3u- 
tand angesehen. Polen behält sich das Recht vor. diese Anstalten zu 

schließen bzw. sie zu polonisieren oder in ihnen polnische parallelen zu 
schaffen laut Bestimmung der Schulbehörden. 

c) während dieser vorübergehenden Zeit wollen die Schulbehörden 
den deutschen Schülern das Lernen in staatlichen Mittelschulen mit deut- 
scher Unterrichtssprache ermöglichen, wenn nur die Zahl der Schüler in 
den unteren Klassen mindestens 20 und in den oberen mindestens 15 be- 
tragt. Jedoch werden die deutschen ersten Klassen (die frühere Zexta) 
auf ein Jahr vom Leptember nur in Bromberg und in anderen drei 
Anstalten in Pommerellen eröffnet, wenn bis zu dieser Zeit keine deut- 
schen privatschulen organisiert werden können. 

1 vollständig abgedruckt in Rühlmann-Iunckerstorff a. a. <v. 8.346 ff. 
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d) Die Schulbehörden werden das Gründen von Mittelschulen picht 
erschweren, soweit deren Besitzer sich in die verpflichtenden Bestimmungen 
und Vorschriften fügen werden,- gleichfalls werden die Schulbehörden 
bei der Bestätigung von Lehrplänen für diese Schulen mit aller möglichen 
Nachsicht vorgehen. Die Schulbehörden werden aber im Sinne des ñr- 
tifeels 8 des Vertrages vom 28. Juni 1919 (s. d.) unbedingt von dem 
Rechte der Kontrolle dieser Anstalten selbst und der Mittel für deren 
Unterhalt Gebrauch machen. Zu diesen deutschen privaten Mittelschulen 
werden auch überdies die Vorteile, die ihnen laut Artikel 9 des Ver- 
trages zustehen sollen, Anwendung finden, nachdem der Begriff „eines 
bedeutenden Teils der polnischen Bürger, die zu völkischen Minder- 
heiten gehören", vollständig klargelegt sein wird und nachdem die Frage 
der Staatszugehörigkeit der Deutschen in Polen geklärt sein wird. 

e) Angesichts des provisorischen Charakters der staatlichen Anstalten 
bzw. der deutschen Parallelklassen können die Schulbehörden in ihnen 
deutsche Lehrer nur auf Grund eines Kontraktes anstellen. Die An- 
stellung deutscher Lehrer als etatsmätzige Lehrkräfte wird jedoch nur 
dann zugelassen, wenn man den betreffenden Lehrer mit Nutzen eventuell 
zugleich in polnischen Anstalten wird beschäftigen können. 

2. Polnisch-Galizien. 

Dekret über die Einführung der polnischen Unterrichts- 
sprache im 2. staatlichen Gymnasium in Lemberg? 

.. . Artikel I. Die deutsche Sprache hört auf Unterrichtssprache im 
2. Gymnasium in Lemberg zu sein. Unterrichtssprache in diesem Gym- 
nasium wird polnisch sein .. . 

3. Polnisch-Oberschlesien? 

Stellungnahme des Präsidenten der Gemischten Kommis- 
sion für Gberschlesien über die Behandlung der deutschen 

Minderheitenprivatschulen in Gberschlesien^ (1923). 

Unter den gegebenen Umständen sind die Bestimmungen der Kon- 
vention zum Schutze der privatschulen vollständig illusorisch, wenn 
die zuständigen Behörden, die souverän über alle Räume verfügen, fort- 
fahren, den Privatschulen auch die bescheidensten Räume zu verweigern. 
Ein solches vorgehen bedeutet tatsächlich nichts anderes als 
die Unterdrückung dieser Schulen und läßt sich mit dem Zweck 
der Vorschriften der Konvention und namentlich mit Artikel 98 nicht 
vereinbaren. (Stellungnahme vom 6. November 1923.) 

1 Rühlmann-Zunckersdorfs a. a. ®. S. 377. 
2 vgl. hierzu I A flutn. 5 auf S. 1. 
3 Rühlmann-Zunckerstorsf a. a. ffi. S. 391 flutn. 3. vgl. die entsprechende Rege- 

lung in Estland, Preußen und Sachsen. 
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G. Italien (Südtirol). 

1. Proklamation des kommandierenden Generals bei Besetzung des 
deutschsprachigen Gebietes in Südtirol vom 18. November 1418? 

Ñn die Bevölkerung des Hochetsch! 

Der italienische Staat, fußend auf den Grundsätzen von Freiheit und 
Gerechtigkeit, will auf seinem Gebiete wie in der ganzen Welt das Be- 
wußtsein der Unveränderlichkeit des neuerlich erlösten Vaterlandes stär- 
ken- aber er wird es auch verstehen, seine Bürger anderer Sprache mit 
Gleichheit und Liebe zu behandeln. 

Während Italien seinen Geist und sein Recht auf diesem Boden zu 
festigen beabsichtigt, ist ihm jede Unterdrückung anderer Rassen oder 
Sprachen fremd, es will vielmehr in brüderlichen Beziehungen zu ihnen 
leben. 

In Drten, in welchen eine (national) gemischte Bevölkerung lebt, wer- 
den entsprechende Schulen der betreffenden Sprache eingerichtet werden. 
Die Gemeinden deutscher Mundart werden deutsche Volksschulen haben 
können, und allen bereits bestehenden privaten und konfessionellen 
Schulen wird freie Hand gelassen werden, die deutsche Unterrichtssprache 
beizubehalten, vorausgesetzt, daß die Lehrpläne und die Schulbücher nicht 
gegen die würde und die Rechte Italiens verstoßen. 

Die Entgegennahme von Eingaben und die Führung der Ñkten durch 
die Gerichts- und Verwaltungsbehörden wird in der italienischen Sprache 
erfolgen, wo diese die Ñmtssprache bildet, ebenso aber in der deutschen 
Sprache, wo diese in Gebrauch ist. 

Staatsbürger! 

Vas monarchistische, aus vielen Völkern zusammengesetzte Ssterreich, 
welches verfassungsgemäß die Pflicht gehabt hätte, das Bewußtsein aller 
seiner Stämme zu achten, hat in den obengenannten Tälern den italieni- 
schen Teil des Volkes unter Beseitigung jeden Rechtes vergewaltigt und 
unterdrückt. 

Italien, die große und geeinigte Nation, in welcher volle Freiheit 
des Gedankens und des Wortes herrscht, will den Mitbürgern der anderen 
Sprache die Erhaltung der eigenen Schulen, der eigenen Einrichtungen 
und Vereine zugestehen. 

Im Geiste dieser Grundsätze vertraue jeder darauf, daß alles, was 
die Sprache und die Rultur des Hochetsch betrifft, sorgfältig und liebe- 
voll geregelt werden wird. 

Gegeben zu Trient am 18. November 1918. 

Der kommandierende Generalleutnant der Ñrmee: 

(gez.) Pecori-Giraldi. 

1 Rühlmann-Iunckerstorff a. a. G. S. 60. 
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2. Erlaß der Kgl. Präfektur der Venezia Tridentina 
vom 24. Dezember 1922.1-3 

Der Präfekt der Venezia Tridentina verfügt, nach Feststellung der 
Ergebnisse der Volks- und Schulkinderzählung, nach Einsichtnahme in 
die Verfügungen des § 6 des allgemeinen Schulgesetzes vom 14. lïïai 
1869, Nr. 62, nach Durchführung der von dem vorerwähnten Para- 
graphen vorgeschriebenen Verhandlungen, nach Anhörung der Gemeinde, 
nach Einsichtnahme in das gleichlautende Gutachten des Landesausschusses: 

Ab 10. Januar 1923 wird in allen Klassen der Volksschule in Leifers, 
St. Jakob, die deutsche Unterrichtssprache durch die italienische ersetzt. ^ 

Das Deutsche kann ausnahmseise als Vergleichssprache zu dem Zwecke 
verwendet werden, um Begriffe und Ausdrücke, welche den Schülern 
der letzten Klassen, die immer die deutsche Schule besucht haben, be- 
sonders schwierig fallen, zu erklären. 

Für die Zwecke der so umgestalteten Schule dienen die Räumlichkeiten, 
Möbel und Lehrmittel, welche bisher zu Zwecken der deutschen Schule 
verwendet wurden. 

3um Besuch sind alle Kinder ohne Unterschied im Alter von 6 bis 
14 Jahren verpflichtet, welche in der Gemeinde wohnen, wobei bemerkt 
wird, daß es den Familien streng verboten ist, irgendein Mittel zur 
Umgehung dieser Vorschrift anzuwenden, widrigenfalls die strengste An- 
wendung der geltenden Bestimmungen zu gewärtigen ist. 

1 Rühlmann-Iunckerstorff a. a. ©. S. 187. 
3 Die nachstehend aufgeführten Bestimmungen sind durch das Volksschulgesetz 

vom 1. Dktober 1923 zum Teil außer Kraft gesetzt worden. 
3 (Ein gleichlautendes Dekret erging zu gleichem Zeitpunkte an die deutschen 

Schulen in Branzoll und Salurn. 
4 Die (Ergebnisse der italienischen Volkszählung sind folgende: 

(Erste Zählung (31. Dezember 1921). 

Gemeinde Deutsche I Italiener Gemeinde Deutsche Italiener 

Neumarkt... 
Truden  
Altrei   
St. Felix.... 
Unsere liebe 

Frau  
Proveis  
Laurein  
Auer  

2030 
700 
393 
280 

245 
365 
518 

1370 

262 
5 
9 
1 

0 
1 
3 

320 

Montan  
©fri«  
Kurtinig  
Kurtatsch  
Margreid  
Untersennberg 
Tramin  
Aldein  

1175 
124 
265 

1870 
552 
140 

2620 
1057 

139 
7 

93 
18 

313 
0 

72 
26 

Zweite revidierte Zählung. 

Gemeinde Deutsche Italiener Gemeinde Deutsche Italiener 

Auer  
Montan. 
Gsrill... 

1069 ! 628 
1004 ; 233 

107 I 10 

Kurtinig .. ■ 
Kurtatsch • • ■ 
Tramin 

228 
1739 
2363 

122 
160 
246 
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Mit Rücksicht darauf, daß die Nichtbefolgung dieser Vorschrift als 
Verletzung der öffentlichen Interessen aufzufassen ist, wird noch besonders 
darauf aufmerksam gemacht, daß eventuelle Rekurse keine aufschiebende 
Wirkung haben. 

3. Mitteilung der Präfektur in Trient vom April 1923? 

Die Kgl. Präfektur in Trient teilt mit, vor einiger Zeit verfügt zu 
haben, daß mit kommendem Schuljahre in folgenden Schulen an Stelle 
der bisher gebrauchten deutschen Unterrichtssprache die italienische 
Sprache gesetzt wird: Truden, Neumarkt und Rltrei im Bezirk 
Tavalese, und St. Felix, Laurein, Unsere Frau im Walde und 
proveis im Bezirk Tles. Ebenso wurde verfügt, daß in allen Schulen 
des Gerichtsbezirkes Neumarkt, in denen die deutsche Sprache als Untev- 
richtssprache bleibt, die italienische Sprache als obligater Gegenstand 
mit 8 wochenstunden eingeführt werde. 

4. Mitteilung der Ngl. präfettur der Venezia Triüenttna 
vom Juli 1923? 

Die Rgl. Präfektur der Venezia hat gemäß den elementaren Prin- 
zipien der Gerechtigkeit bei der Zuvückgewinnung der Italiener des 
(vberetscher Gebietes, die durch die alldeutschen Gewalttaten entnationali- 
siert wurden, im Verein mit dem früheren Religionsschulrat bestimmt, 
daß mit Beginn des Schuljahres 1923/24 mit angemessenen Einschrän- 
kungen in den Volksschulen Ñuer, Montan, Glen, Ñldein, höhln, Gfrill, 
Tramin, Sölln und Unterfennberg, die zum Gerichtsbezirk Neumarkt 
gehören, die bisherige deutsche Unterrichtssprache durch die italienische 
ersetzt werde. 

Dieselbe Entscheidung wurde hinsichtlich der beiden Gemeinden Burg- 
stall und Gargarzon getroffen, in denen die italienischen Bürger einen 
sehr ansehnlichen Teil der Bevölkerung ausmachen. 

Ñ. verbot der deutschen Fibeln und Buchstaben durch das Schulamt 
Trient vom Mai 1924? 

Es ist klar, daß der Gebrauch von Fibeln in den ersten RIassen aus 
Gründen des Unterrichts ohne weiteres zu verwerfen ist, da sie, weil 
zum größten Teil in deutschen Buchstaben gedruckt, hinsichtlich der Ruf- 
fassung der Schrift als auch der Rechtschreibung in den Röpfen der 
Rinder Verwirrung Hervorrufen würden. In den ersten Massen hat 
der Unterricht im Deutschen durch Unterhaltung mit den Rindern durch 
gegenständliche kleine Unterrichtsstunden mit Schreibübungen bei aus- 
giebigem Gebrauch der schwarzen Schultafel zu erfolgen, und zwar nur 
mit lateinischen Buchstaben. 

1 Rühlmann-Iunckerstorff a. a. G. S. 188 ff. 
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6. Verfügung -es Schulratsamts Trient vom 3. Mai 1924.1 2 

Art. 1. Mit Wirkung vom l. Oktober 1924 ist Italienisch die Unter- 
richtssprache der dem Publikum geöffneten Mutterschulen (Asylen oder 
Kindergärten) in der „Venezia Tridentina", gleichviel von wem sie ge- 
gründet, unterhalten und besucht werden. 

Art. 2. Die Körperschaften oder Personen, welche Mutterschulen unter- 
halten, dürfen den Unterricht keinen Lehrkräften übertragen, deren Er- 
nennung undvienstbestätigung nicht vom diesseitigen Schulamt anerkannt 
worden ist. 

7. Ministerratsbeschlutz vom 23. August 4924? 

Kraft einer anderen Maßnahme wird die Kgl. Lehrerbildungsanstalt 
in Bozen aufgehoben. Dieses bisher mit deutscher Unterrichtssprache 
beibehaltene Institut erweist sich jetzt als überflüssig, weil die fremd- 
sprachigen Volksschulen nach und nach sich in italienische umwandeln 
müssen. Andererseits sind die Vorbereitungen zur Errichtung eines ita- 
lienischen Gymnasium-Lyzeums in Bozen an Stelle der Lehrerbildungs- 
anstalt im Gange. 

8. Bekanntmachung -er Unterpräfektur von Meran 
vom 29. Dezember 1922? 

An alle Schulleitungen und Seelsorgämter! 

Zufolge Erlasses der Präfektur Trient vom 26. ds. Nr. 24515 werden 
die Schulleitungen aufgefordert, eventuell vorhandene Bilder Andreas 
Hofers, Haspingers und Speckbachers aus den Schullokalitäten zu ent- 
fernen, da solche nicht geduldet werden können und der eventuellen Ein- 
wendung, daß es sich um künstlerische Bildnisse handelt, nicht bei- 
gepflichtet werden kann. 

9. Aus einem Schreiben -es Schulratsamts Trient an die bischöflichen 
Ordinariate Brixen und Trient vom Juni 1928? 

1. vom Beginn des Schuljahres 1928/29 an wird der katholische 
Unterricht in den Oberstufen von der vierten Klasse aufwärts aus- 
schließlich italienisch erteilt. 

2. In den Unterstufen wird die sprachliche Umformung des Religions- 
unterrichts in allen jenen Orten, wo seit nicht weniger als zwei Jahren 
Schulen des Hilfswerkes für das erlöste Italien bestehen, vorgenommen. 

3. vom Schuljahr 1929/30 an wird diese Regelung auch auf jene 
Orte übertragen, wo das obengenannte Hilfswerk noch nicht durch zwei 

1 Rühlmann-Iunckerstorff a. a. ffi. S. 188 ff. 
2 Der Wortlaut wurde den Presseveröffentlichungen entnommen. 
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Jahre besteht, vom Jahre 1930/31 an wird der Religionsunterricht in 
allen Klassen und in allen Grten ohne jede Ausnahme italienisch erteilt. 

4. In den Gemeinden des Unterlandes wird ausschließlich italienischer 
Religionsunterricht erteilt. 

10. flus einem Schreiben des stellvertretenden Bischofs von Brixen 
an die italienische Schulbehörde vom Gtober 1926. 

Œs ist die feste und allgemeine Überzeugung sowohl des Klerus als 
auch der Bevölkerung, daß die Schulkinder deutscher Muttersprache auch 
in der vierten Klasse der städtischen Schulen in Brixen, Bruneck und 
Sterzing im allgemeinen die italienische Sprache nicht in einem Grad 
verstehen, daß ihnen der Religionsunterricht mit Erfolg in italienischer 
Sprache erteilt werden könnte. Der hochwürdige Fürstbischof, der diese 
Überzeugung teilt, ist deshalb nicht in der Lage, gegen die allgemeine 
Überzeugung und Stimmung von Klerus und Volk zur Erteilung des 
Religionsunterrichts in italienischer Sprache seine Zustimmung zu geben 
und daran mitzuwirken. Infolgedessen können für die deutschen Schul- 
kinder der Schulen in Brixen, Bruneck und Sterzing auch keine Priester 
als italienische Religionslehrer in Vorschlag gebracht werden. 

11. Verfügung des Präfekturkommissars in Kurtatsch 
vom 1. Januar 1926? 

An das 
Pfarramt in Kurtatsch. 

Ich beehre mich, in Erinnerung zu bringen, daß es nicht erlaubt ist, 
an öffentlichen Grten Kundmachungen in deutscher Sprache anzuschlagen. 

Ich bitte überdies, um des guten Beispiels willen die Nationalfeste 
und die staatlichen Festlichkeiten zu feiern, die Trikolore auszustecken 
und die Glocken zu läuten und so den Beweis einer aufrichtigen Mit- 
arbeit zu liefern. 

Der Präfekturkommissar 

de Varda. 

12. Mitteilung des Schuldirektors in Bozen über den faschistischen Gruß 
vom 4. Januar 1926? 

An alle Schulen (des Bezirks Bozen). 

Mit der Aufforderung zur genauen Befolgung gebe ich hier folgendes 
Rundschreiben des Kgl. Schulamtes wieder: 

„Behufs Regelung der Art und lveise des römischen faschistischen 
Grußes werden Lw. ljochwohlgeboren gebeten, sich an folgende Ver- 
fügungen zu halten: 

1 Grentrup a. a. 0). S. 123. 
2 Grentrup a. a. D. S. 123. 
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1. Belehren Sie die Schüler, daß der römische Gruß von ihnen nicht 
nur in der Schule zu leisten ist, sondern auch außerhalb der Schule, wenn 
sie einem ihrer Vorgesetzten begegnen. 

2. Daß bei diesem Gruße der Ñrm in Schulterhöhe zu bringen ist und 
daß die Kopfbedeckung nicht abzunehmen ist, wenn der Kopf bedeckt ist. 

3. Lw. hochwohlgeboren haben zu veranlassen, daß auch die Religions, 
lehrer in der Schule nach römischer Ñrt grüßen. 

Die Stärke -er deutschen Minderheiten in Europas 
Nach Winkler, „Statistischer Handbuch für dar gesamte Deutschtum". Berlin 1927, 

Verlag „Deutsche Grenzschau". S. 18. 

1 Lr ist die 1927 erlangbare jeweils letzte statistische Erhebung berücksichtigt. 

Der Kgl. Schuldirektor: 

Menapace. 

IV. Anhang. 

Staat 
Gesamtzahl 

der Bevölkerung 
im Staatsgebiet 

Darunter gezählte 
Deutsche 

Tschechoslowakei 
Ungarn  
Südslawien  
Rumänien .... 

13 613 172 
7 980 143 

12 017 323 
15 776 845 
27 184 836 
38 835 824 

3 217 885 
551 211 
513 472 
715 902 

1 058 824 
195 650 

Polen. 
Italien 

Frankreich 

Belgien.. 

39 209 518 

7 465 782 

(Südtirol einh. Ben.) 
1 634 260 

(Elsaß-Lothringen) 
98 458 

(49 494 

3 267 831 
Eupen-Nlalmedq) 

40172 

INemelgebiet  
Lettland  
Estland  
Europäisches Rußland 

Litauen (mit Nlemelgebiet) 2 028 971 
(Nord-Schleswig) 

29 231 
(Ñltlitauen) 

1 844 805 
1 107059 

90 271 249 

71 781 
70 964 
18319 

910 594 



Geschichte der neuesten Feit. von der französischen Revolution bis zur 
Gegenwart, von Prof. Dr. §. Schnabel. 6. Aufl. des Buches 1789—1919. Mit 
Karten u. Diagrammen. Geb. JLM 6.— 

»Wer die Zugend zu selbständigem Urteil, zu eigenem Fragen und Suchen, unbekümmert um 
Parteidogmen erziehen will, wer in ihr den wahrheitstrteb und Sinn für Innerlichkeit und 
Beseeltheit, das Verständnis für die metaphysische Tiefe des Lebens und den unendlichen Reichtum 
des Weltgeschehens wecken will, kann sich keinem besseren Führer als Schnabel anvertrauen." 

(Deutsches Philologenblatt.) 
Deutschland in den weltgeschichtlichen Wandlungen des letzten 
Jahrhunderts, von prof.Dr.Z.Schnabel. Mit 16 Bildn. Geb. JUl 10.— 

»Vas neue und Eigenartige des Buches besteht darin, daß es eine politische, wtrlschafts- und 
Rulturgeschichle zugleich gibt.... Vie Sprache des Buches ist außerordentlich lebendig, schwung- 
voll und aufwühlend, stellenweise gesteigert zu dramatischer Spannung. Gewaltige ethische Kraft 
und verhaltene innere Leidenschaft reden aus ihm; der Verfasser hat sein Bestes gegeben und seine 
ganze geistige persSnlichkeit darin niedergelegt, auch seine Weltanschauung." (Badischer Beobachter.) 

Grundzüge der Deutschkunde 
Bd. I: Hrsg, von Studienrat Dr. w. hofftaetter u. Geh. Reg.-Rat Prof. 

Dr. $. Panzer. Geh. JUl 8.—, geb. JUl 10.— 
Inhalt: Sprache, Schrift, Prosastil, ver-kunst, Musik und Bildende Kunst. 

BÒ. II: Hrsg, von Studienrat Dr. w. hofftaetter u. Prof. Dr. §r. 
Schnabel. Geh. JUl 8.—, geb. JIJH 10.— 
Inhalt: Evangelische Religion, Katholische Religion, Mythologie,Volkskunde,Landes- 
kunde, Staat und Recht, politische Entwicklung, Krieg, Wirtschaft. 
preis bei gemeinsamem Bezug beider Bände JUl 18.— 

»...Sie Herausgeber hoffen ein Geschlecht zu erziehen, das mit klarem Blick für das Mög- 
liche, ohne Illusion, aber mit tatbereiter Liebe sich in den Vienst unseres Volkstums und seines 
staatlichen Lebens stellt.... Cs wäre ein Segen, wenn dieses Buch in die Hände alter gebildeten 
Deutschen käme: so reich ist sein Inhalt, so vollendet seine Durchführung." 

(Königrberger-Hartungsche-Zeitung über Bd. I.) 
Deutschkunde. Lin Buch von deutscher Art und Kunst. Hrsg, von Studienrat 
Dr. ll>.hofftaetter. 5. Aufl. Mit zahlr. Taf. ».Karten. fLrfcheint herbst 1929] 
[Seit.-Hr. 4266] 

„Das Geheimnis dieses Buches liegt darin, daß es uns die Kraft und Weisheit im aller- 
nächsten sehen lehrt. Es zeigt uns den weg in unser eigenes Reich und Leben, In Land und Dorf 
und Haus der Deutschen. Vas ist nicht wenig, und zugleich ist es ein weg in unbekanntes Land, 
fast auch für die meisten unter unseren Gebildeten." (histor. Seitschrist.) 

Teubners Handbuch der Staats- und Wirtschaftskunde. 
Vas Handbuch will das Bedürfnis befriedigen nach einer auch dem Laien zugänglichen Ein- 

führung in werden, Wesen und Gestaltung des Staates, wie die Dasetnsbedtn- 
gungen und wrganisationsformen unseres Wirtschaftslebens. 
I. Abteilung: Staatsbunde. In 3 Bänden. Bö. I geb. JIM 18.—. Vd. II/HI zusammengeb. JUL 16.— 
Bö. I, I. Wesen und Entwicklung des Staates. JIM 8.—. 2. Völkerrecht und Völkerbund. Ge. 

schichte der Staatstheorien. Staat und Volk. Staat und Gesellschaft, verfassungsleben de, 
Auslandes. JIM 4.40. 3. Der Vertrag von Versailles. JIM 3.60 

Bö. II, I. Grundrechte und Grundpfltchten. vie politischen Parteien in Deutschland. Die Press«, 
vie Staatserziehung. JIM 2.80.2. Verfassung u. Verwaltung des Reichs u. d. Länder. 3., durchgeh 
Abdruck. JIM 5.—. 3. Heeresverfassung. Staat und Kirche: Evangelisch. Katholisch. Bildungs- 
recht und Bildungspolitik. JIM. 1.80. 4. Selbstverwaltung. JIM 1.60 

Bö. III. Recht und Leben. Bürgerliches Recht. Strafrecht. MM 2.80 
II. Abteilung : Wirtschaftsbunde. In 2 Bänden. Bö. I geb. JIM 16.—, Bö. II geb. JIM 26.— 
B6.1, I. Theoretische Grundlegung. JIM 2.40. 2. Die Entwicklung der Volkswirtschaft und der 

volkswirtschaftlichen Lehrmeinungen. JIM 1.80. 3. Bevölkerungslehr-. Die beruflich.gesell, 
schaftltche Gliederung des deutschen Volkes. JtM 1.60. 4. Sozialpolitik. Sozialversicherung, 
wohnungs- und Siedlungswesen. JIM 4.—. 5. Kartelle und Trusts. Planwirtschaft und Sozia- 
ltsierung. Genossenschaftswesen. Arbeitsrecht. Lohnformen und Löhnungsmethoden. JIM 4.— 

Bd. Il, I. Landwirtschaft. Gartenbau und Weinbau. Fischerei. Forstwirtschaft. ^2.40. 2. Bergbau, 
Industrie und Industriepolitik, wrgants. der technischen Arbeit. JIM 3.60. 3. Energiewirt, 
iqaft. JIJÍ 1.80. 4. Betriebswirtschaftslehre. Grundzüge des Rechnungswesens und des 
Aufbaues schaffenswirtschaftlicher Betriebe. 2. Aufl. JIM 2.—. 5. Verkehrswesen und Verkehrs- 
polit». Handel und Handelspolitik. Bankwesen und Bankpolitik. Geldwesen. JIM 6.—. 
6. Grundzüge der Finanzwissenschaft. Der öffentliche Kredit. Reichssteuersystem. Kart. JIM 8.— 

Jedes heft ist einzeln käuflich. Einbanddecken zu den einzelnen Bänden fe JIM 1.80 
(Ausführliches Verzeichnis kostenlos vom Verlag.) 

Verlag von B. G. Teubner in Leipzig und Berlin 
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Die Großmächte vor und nach dem Weltkriege. Neubearbeitung der 
„Großmächte" von Kjellsn neu Hrsg, von Prof. Dr. K. Haushofer in Ver- 
bindung mit Prof. Dr. L. ©bst, Prof. Dr. h. h affinger u. Prof. Dr.©. Maull. 
(Erscheint herbst 1929] 

Die Neuauflage bes bahnbrechenden Buches hat unter Leitung von Professor ksaushoser eine 
vollständige Neubearbeitung erfahren. Di- Varstellung der Vorkriegszeit ist im wesentlichen un. 
verändert geblieben, dagegen sind die die Nachlriegszeit behandelnden llapitel von den besten 
Rennern der verschiedenen Erdräume neu bearbeitet. Es haben übernommen: Professor Haushofer 
Deutschland und Gstasien. Professor Gbst — England und Rußland. Professor hassinger — Österreich 
und seine Nachfolgestaaten. Frankreich und Italien, Professor Nlaull — Nord- und Südamerika. 
Ein S chlußkapitel aus der Feder von Professor Haushofer beleuchtet die gegenwärtige Lage zusammen- 
fassend und ausblickend auf die Zukunft. 

Geopolitik. Die Lehre vom Staat als Lebewesen, von Prof. Dr. R. hennig. 
Mit 64 Karten i. T. Geh. JIM 14.—, geb. JIM 16.— 

Das Buch bietet eine klare und allgemeinverständliche Einführung in die Wissenschaft vom 
Staat als Lebewesen und zeigt die geographischen Grundlagen für das politische und wirtschaftliche 
Leben der Staaten und Völker auf. Ls bietet eine wertvolle, ja unentbehrliche Ergänzung zu jeder 
Weltgeschichte, und dürste insbesondere für die Schüler der Gberklassen höherer Lehranstalten von 
größtem Interesse sein, wegen seiner guten Ausstattung eignet sich das Buch auch aufs beste 
für Geschenkzwecke. 

Englands Weltherrschaft, von Prof. Dr. Ñ. hettner. 4., umgearb. Ñufl. 
des lverkes „Englands iv eltherrsch oft u.d. Krieg". Mit 38 Kart. i.T. Geb. JIM 9.— 

Das Buch gibt eine fesselnde varstàng der geographischen Grundlagen der englischen Welt. 
Herrschaft, ihrer Entwicklung und ihrer vielseitigen Auswirkung und sucht die Frage der Dauer 
oder Veränderlichkeit ihrer günstigen geographischen Bedingungen zu klären. In der soeben er- 
schienenen 4. Auflage sind 38 Rartenskizzen hinzugekommen. Sie erhöhen den wert des Buches, das 
bereits in den ersten drei Auflagen eine glänzende Aufnahme gefunden hat, wesentlich. Auch sorg, 
fällige Literaturangaben und ein Register sind beigegeben. 

Grundzüge der Länderkunde, von Prof. Dr. fl. hettner. Bö. I: 
Europa. 4., verb. Ñufl. Mit 4 Taf., 269 Kärtchen u. §ig. i. T. Geb. ÆÆ14.—. 
Bb. II: Die außereuropäischen Erdteile. 3., verb. Ñufl. Mit 197 Kärtchen 
u. Diagrammen i. T. Geh. JIM 14.—, geb. JIM 16.— 

Staatsanschauungen, ©uellenstücke zur Geschichte des Staatsgedankens 
von der Antike bis zur Gegenwart. Zusammengestellt von ©berregierungsrat 
Prof. Dr. p. Rühlmann. 4. Ñufl. Kart. JIM 1.80 [Beft.-ttr. 5586] 
Staatsbürgerkunde. Auf Grund vergleichender geschichtlicher Übersichten, 
von Prof. Dr. h. Kania. 5. Ñufl. Kart. JUÍ2.— [Be/t.^r. 5198] 
Einführung in dievürgerkunde. vonM.Treuge. 6.flufl. Geb. JIM 4.20 
[Beft.-Ur. 6090] 

Die deutsche Volksgemeinschaft. Wirtschaft, Staat, soziales Leben. Eine 
Einführung, von Dr. fl. Salomon. 2. Ñufl. Geb. JIM 3.80 [Best.-Br. 6078] 
Deutsche Verfassungsgeschichte vom Anfange des 19. Jahrh, bis zur 
Gegenwart, von Prof. Dr. M.Stimming. (flRuffi Bb. 639.) (btb.JIM2.— 

Die Reichsverfassung vom 11. August 1919. voller Text mit Erläute- 
rungen, geschichtlicher Einleitung und Gesamtbeurteilung. von Prof. Dr. ffl. 
Bühler. 3. flufl. (flfluG Bb. 1004.) Geb. 3.— 

verfassungsrechtliche Nebengesetze. Textausgabe mit kurzen flnmer- 
fungen, von Prof. Dr. ©. Bühler. (flNuG Bb. 1011.) [U. d. Pr. 1929.] Geb. 
JIM 3.— 
Grundzüge der deutschen Wirtschaftsgeschichte bis zum 17. Jahrh. 
von Prof. Dr. R. Köyfchke. 2., umgearb. flufl. (Grundriß der Gefchichts- 
wiffenfch. ll, 1.) Kart. JIM 7.60 
Einführung in dievolkswirtschaftslehre.Gesck,ich1e,Tbeorieu.Pol,t,k.von 
Prof.Dr.fl.Sartorius§rhr. v.waltershaufen. &tt).J%M5.-,geb.J!M6.- 

verlag von B. <5. Heubner in Leipzig und Berlin 



Die Schönheit unserer Muttersprache, von Dr. L. Kieseritzkq. Geh. 
JUl 8.—, geb. JLH 10.— 
Leben im Wort. Silber aus der Sprachgeschichte und Wortkunde. 
Ein Volks- und Jugendbuch, von Mittelschullehrer 5l. Löschte u. Mittelschul- 
reklor w. Vogelpohl. Kart. JUC 2.20 [BefUUv. 4268] 

Das Büchlein zeigt den lîeichtum an bildhaften Vorstellungen, der in unserer deutschen Sprache 
verborgen liegt, was uns heute kaum mehr zum Lewutztsein lammt, der konkrete Vorgang, der 
hinter Wort und Bild steht, wird in einer Folg« reizvoller Plaudereien wieder lebendig gemacht. 
Die „selbstverständlichste" Alltagswendung erwächst unmittelbar aus Geschichte und Leben unseres 
Volkes und bekommt ihren bestimmten Sinn. 

Geschichte der deutsche,» Dichtung, von tvberstudienrat Dr. h. RS hl. 
6., durchgeseh. Ausl. Geb. ¿RJH 5.20 [Tieft.•Ur. 4374] 
Nordlandhelden. Ein Sagenbuch, von Hermann Licke. Mit 10Original« 
Holzschnitten von Hanns Zethmeqer. Geb. 7RJI 6.— 

„€r ist berufener Heber dieser allgermanischen Schätze, der mächtigsten und gewaltigsten alter 
Epik. Das Buch ist hervorragend gut ausgestattet und von Hanns Zelhineper mit zehn meiste» 
lichen Driginalholzschnitten versehen worden, in denen die Gewalt der Sag« wunderbar ge- 
bannt ist.» (Münchener Neueste Nachrichten.) 
llunstgeschichtliches Wörterbuch, von Dr. h. Vollmer. (Teubners kleine 
Fachwörterbücher Bb. 13.) Geb. JUt 7.50 

In lexikalischer Form werden kurze Abrisse über die wichtigsten historischen und systematischen 
Fragen der Kunstforichung geboten und Fachausdrücke erklärt. Literaturangaben zeigen Wege fur 
weitere Belehrung und Vertiefung. 

Bilder zur Kunst-und Kulturgeschichte. Hrsg, von Prof. Dr. Ñ. Rumpf, 
privatdozent Dr. G. Sdjoenberger u. Dir. Prof. Dr.R. Graul, heft 1: Alter* 
tum, vornehmlich griechische und römische Kultur sowie frühchristliche Zeit. von 
A. Rumpf [Beft.-ttr. S134J. heft 2: Das Mittelalter. Vorgeschichte und Ent- 
faltung. von G.Schoenberger [Best. -ttr. 5135]. heft 3: Renaissance und Barock, 
von G. Schoenberger [Beft.-ttr.5136]. heft 4: vom Ende d. 18. Jahrh. b. z. 
Gegenwart, von R. Graul [Beft.-ttr. 5137]. Jedes heft kart, je JIM 2.40, zu- 
sammengeb. tixnaJlJl 10.— [Beft.-ttr. 5138]. Ausg. für Episkope (einseitig bedr. 
Blätter in Sammelmappe) je JIM 5.— [Beft.-ttr. 5134—5137 für (Epijtope] 

Jugend witt unmittelbares (Erleben. Sie findet es dort. wo Ceben in anschaulichen Formen 
in Erscheinung tritt, in der Kunst. Das Schoenbergersche Werk gibt in Bildern künstlerische Dar- 
steUungen der verschiedenen Zeitperioden und so anschauliche Bunde ihrer Kultur nach den ver- 
schiedensten Seiten geistiger und praktischer Äußerung. Ein begleitender Text in knappster Form 
leitet dazu an, zu sehen, zu würdigen und zu erleben und reiht das einzelne in den Zusammen- 
hang der stilistischen Entwicklung und des geschichtlichen Verlaufs. 

Malerei der Goethezeit. Mit 60 ganzfeit. Abb. und einer (Einleitung oon Dr. K. 
Schauer. (Marburger Kunstbücher für jedermann.) Kart. JLM4.—, geb.ÆÆô.— 
Ferner erschienen in den Marburger Kunstbüchern für jedermann: Griechische Tempel— 
©lqmpilche Kunst — Tempel Italiens — Deutsche Kopfe — Deutsches ©marnent. 
Zeder Band mit 60 ganzleit. ñbb. u. einer Einleitung. Kart. JUl 3.—, geb. JUÍ 5.—( 

Die moderne Musik, von K.Ivestphal. (ARuG Bb. 1007.) Geb. JLM 3.— 
„(Es ist ein Buch, das ein freies Blickfeld eröffnet und in scharfgezeichneten Umrissen die 

einzelnen Erscheinungen, Personen, Dbjekte, Phasen und Gruppierungen der modernen Musik- 
entwicklung in köstlicher Klarheit darstellt." (Kieler Neueste Nachrichten.) 

Die antike Kultur in ihren Hauptzügen bärgest, v. Dberftubienbir. Prof. Dr. 
$. Poland, Dir. Dr. L. Reisinger u. Gberstudiendir. Prof. Dr. R.Wagner. 
2. Ausl. Mit 130 Abb. i. T.. 6 ein- u. mehrfarb. Taf. u. 2 Plänen. Geb. JLM 12.— 

«Dies Buch ist ein wundervolles Geschenk für jeden» der Freude an der Beschäftigung mil der 
alten Welt hat und sich nach einem einführenden Werk umschaut. Cs ist ein vortrefflicher Über- 
blick über die ganze Fülle des Stoffes, bei konzentriertem Inhalt übersichtlich disponiert und gut 
zu lesen, und durch reichen Bilderschmuck lebendige Anschauung vermittelnd." (Jenaische 3tg.) 

wie ein Buch entsteht, von Regierungsrat Prof. Ñ. ID. Unger. 6. stufl. 
mit 10 Taf. u. 26 stbb. i. T. (ÑNuG Bb. 1002.) Geb. JUC 3.— 

«Lin hervorragend interessantes Schriftchen! In sehr anschaulicher Darstellung bringt es ein 
Bild all der zahlreichen (Etappen, die ein modernes Buch auf feinem Werdegang durchlauft." 

(Akademische Blätter.) 

Verlag von B. G. Eeubncr in Leipzig und Berlin 
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/lus Natur un- Geîfteswelt 
Jeder Band Nr. 1-1000 geb. JIM 2.—. Band 1001 und folgende in erweitertem 

Umfang geb. je JIM 3.- 

ñus wähl oonSón.ju <Befd)id)te, Kultur• 
Vorgeschichte Europas. Grundzüge der alteurop. 

Kulturentwicklung. von Prof. Dr. h. Schmidt. 
I. Bi).: Stein- «.Bronzezeit. Mit 8Taf.u.2ñ«it- 
tab.Ii.B6. : Eisenzeit. [lI.U.b.pr.29.](Bb.571/72.) 

Germanische Kultur in der Urzeit, von Bibl.» 
vir.Prof.Dr. <b. Sie Inh a usen. 4., neudearb. 
ñufl. Mit 15ñbb. i.T. (Bi). 1005.) 

Deutsche Städte und Bürger im Mittelalter, 
von Seh. Reg.» u. Dberschulrat Prof. Dr. B. 
I)eil. 4. flufl. (B6. 43.) 

Europäische Geschichte im Zeitalter Karl» V., 
Philipps II. und Ser Elisabeth, von Prof. 
Dr. ffi. M-Ntz. (Bb. 528.) 

Europäische Geschichte im Zeitalter Ludwigs 
XIV. und des Großen Kurfürsten, von Prof. 
Dr. w. PI atz ho ff. (Bb. 530.) 

da» Zeitalter der Entdeckungen, von Prof. Dr. 
S.Sünther. 4.ñufl. Mit! Weltkarte.(Bb.26.) 

der Zug nach dem cvsten. vie kolonisatorische 
Großtat des deutschen Volkes im Mittelalter, 
von Geh. lfofrat Prof. Dr. li. k) a m p «. (Bb.731.) 

Brandenburg! sch-preußische Geschichte, von 
Archivar Dr. Zr Israel. 2 Bde. I. von den 
ersten Anfängen bis zum Tode Bönig Zriedr. 
wilh. 1.1740.11. vom Regierungsantritt Zriedr. 
d. Sr. bis zur Gegenwart. (Bb. 440/441.) 

Friedrich der Große. 6 Vorträge, von Prof. Dr. 
TH.Bitterauf.Mit2 Bildn. 2. Ñufl. (Bb.246.) 

Geschichte der Zranzöstschcn Revolution, von 
prof. Dr. Th. B i I t e r a u f. 3. Ñ. M. 8 Bild. (346.) 

politische Hauptströmungen in Europa im 
lg. Jahrhundert, von Prof. Dr. K. Th. v. 
heigel. 4.ñufl. vonDr.Z.Lndres. (Bb. 129.) 

weltgeschichtliche Entwicklungslinicn vom 
19. zum 20. Jahrhundert in Kultur und 
Politik, von Studienrat Privatdozent Dr. 
h. Preller. (734.) 

Umrisse der Weltpolitik, von prof.Dr.J.has- 
hagen. 2 Bände. I. 1871—1907. 2. Ñufl. 
II. 1908—1914. 2. ñufl. (Bd. 553/554.) 

deutsche Geschichte. Skizzen zur Entwicklung-. 
geschtchte der deutschen Einheit, von Prof. Dr. 
R. Schtvemer. 3. u. 4. Rufi. I. 1800—1848. 
11.1848-1862. III.1862-1871.(Bb.818,101U.820.) 

von Jena bis zum wiener Kongreß, von 
prof. Dr. G. Rolo ff. (Bd. 465.) 

1848. von prof. Dr. M. web« r. 3. ñufl. (Bd. 53.) 
Bismarck u. seine Zeit. v. Reichsarchivrat prof. 

Dr. v. v a l e n t i n. M. 1 Bildn. 4. ñufl. (Bd. 500.) 
Moitié, von Major a. v. $. T. Lud res. Mit 

1 Bildnis. (Bd. 415.) 
deutsche Verfassungsgeschichte, vom Anfange 

des 19. Jahrh. bis zur Gegenwart, von Prof. 
Dr. M. Slimming. (Bb. 639.) 

die Reichsverfassung vom 11. August 1919. 
Mit Einleitung. Erläuterungen. Gesamtbeur- 
teilung. von Prof. Dr. <D. Bü f) 1er. 2. stuft. 
(Bb. 1004.) sSiehe §. 2 der Anzeigen.) 

Geschichte Ser vereinigten Staaten von 
meriia. von Prof. Dr. E D aenell. 3. Ñufl. 
eubearb.v. Prof. Dr. Ñ.hasenclever.(Bd.l47.) 

u. Wirtschaftsgeschichte. íânôerlunóen : 
vom deutschen Volk zum deutschen Staat. Eine 

Geschichte des deutschen Nationalbewußtseins, 
von Prof. Dr. p. Jo a chimse ». 2.ñufl. (Bb.511.) 

das deutsche Handwerk in seiner kultur- 
geschichtlichen Entwicklung, von Geh. Schul- 
rat vir. Dr. Ed. <vtto. 6. Ausl. Mit 23 ñbb. 
auf 8 Taf. (Bd. 14.) 

deutsche Volkskunde im Grundriß, von Prof. 
Dr. E. R e u s ch « l. I. Allgemeines, Sprache, Volks- 
dichtung. II. Litte, Brauch und Volksglaube. 
Sachliche Volkskunde. (Bb. 644/645.) 

da» deutsche Dorf, von Prof. Dr. R. Mielk«. 
3. Ñufl. Mit 51 Ñbb. (Bb. 192.) 

Grundzüge dervolkswirtschastslehre.vonpiof. 
Dr. S.Jahn. 3. Ñufl. (B6.1OI0.) (U.d.pr.l929.j 

Geschichte de» Welthandels, von (vberstudien- 
dir. Prof. Dr. M. S. S ch m i dt. 5.ñufl. (Bd.l 006.) 

Wirtschaftsgeschichte vom Ñusgang der ñntike 
bis Z. Beginn d. 19.Jahrh. (Mittlerewirtschafts- 
geschichte). von prof. Dr. h. S i « v e k ing. (577.) 

Geschichte des deutschen Handels seit Sem 
Ausgange des Mittelalter», von Prof. Dr. 
W.Langenbeck. 2.ñufl.Mit 16Tab.(Bd.237.) 

die Entwicklung de» deutschen Wirtschafts- 
lebens seit Beginn des 19. Jahrhunderts, von 
Seh. Reg.-Rat Prof. Dr. L. p o h l e. 6. ñufl. von 
Prof. Dr.m. Muß. su. ».Presse 1929.] (Bb.1009.) 

die großen Sozialisten, von Dr. $. Mückle. 
4.Ausl. Bb. II: Gwen,Zourier,Proudhon. Bd.II: 
Saint-Simon, pecgueur, Bûchez, Blanc, Robber- 
tus, Weitling, Marx, Lassalle. (Bb. 269/270.) 

Karl Marx, versuch einer Würdigung, von 
Prof. Dr. R. wilbrandt. 4. Ñufl. (Bb. 621.) 

Soziale Bewegungen und Theorien bi» 
zur modernen Arbeiterbewegung, von 
L. Maier. 9. Ausl. (Bb. 2.) 

politische Geographie. vonprof.Dr. w.v o g el. 
Mit 12 Ñbb. (Bb. 634.) 

die Baltischen Provinzen. V.Dr. v. Tornius. 
3. ñufl. Mit 8 Ñbb. u. 2 «artenskizzen. (Bb. 542.) 

Polen, von Prof. Dr. R. L. K a i n bl. 2., verb. 
Ñufl. Mit 6 Rarten. (Bb. 547.) 

Rußland. Geschichte, Staat, Kultur, von Dr. 
Ñ. Luther. (Bb. 563.) 

di- Slawen, von Prof. Dr. p. Viels. (Bb.740.) 
Island. Vas Land u. das Volk, von Prof. Dr. 

p. Herrmann. Mit 9 ñbb. (Bb. 461.) 
Belgien, von Dr. v. Wßwald. 3. ñufl. Mit 

4 Karten i. T. (Bb. 501.) 
Neugriechenland. von Prof. Dr. fl. Helsen- 

berg. (Bb. 613.) 
die Türkei, von Reg.-Rat p. R. Krause. 

2. Ñufl. Mit 2 Kart. i. T. u. auf 1 Taf. (Bb. 469.) 
Australien und Neuseeland, von Prof. Dr. 

R. Schachner. (Bb. 366.) 
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Wesen und Entwicklung des Staates 
von Geh. kjofrat Prof. Dr. R. Schmidt. (Tenbn. Handbuch der Staats- u. Wirt, 

schaftskunde, Ñbt. I, Bd. I, ijeft 1.) Kort. JUl 8.— 
„Richard Schmidt gibt nach einer kurzen und lehrreichen Einführung in die 

Grundbegriff« der allgemeinen Staatslehre in seiner bekannten, auf bewunderns- 
werter Fülle geschichtlichen Wissens beruhenden, kühn ausgreifenden Methode 
eine .Entwicklung der Staatenwelt in ihrem Gesamtverlauf', die auf rund 
150 Seiten nichts Geringeres bietet, als eine politische Universalgeschichte von 
den ersten Unfängen staatlicher Kultur bis zur Gegenwart." 

(Zeitschrift für Politik.) 
„ver Verfasser gibt eine ausgezeichnete Übersicht über die allen staatlichen 

Gebilden gemeinsamen Formen und über die Gestaltungen der in der Geschichte 
vorzugsweise politisch schöpferischen Staaten. Das Buch, das eine Fülle un- 
mittelbarer Anregungen für unsere staatsrechtliche Gegenwart bietet, ist nach 
Form und Inhalt als eine allererste Staatsschrift anzusehen, die kein denkender 
Staatsbürger zu-studieren verabsäumen sollte." (Juristische Wochenschrift.) 

Die Neichsverfafsung 
vom 11. August 1919 

mit Einleitung, Erläuterungen, Gesamtbeurteilung und einem Anhang, 
enthaltend den Wortlaut der Geschäftsordnungen für den Reichstag und 

für die Reichsregierung 
von Prof. Dr. ©. Sühler. 2. Rufi. (ÑNuG Bö. 1004.) Geb. JUl 3.— 
Line Einführung in Form eines gemeinverständlichen Kommentars. Das 

Ziel ist, Sinn und Wesen der Reichsversassung darzulegen, die Wirkung ihrer 
Bestimmungen im öffentlichen Leben aufzuzeigen und Verständnis für, das 
deutsche Staatsleben überhaupt zu wecken Rach einem geschichtlichen Über- 
blick werden die im Wortlaut gegebenen Artikel erläutert und nach ihrer Be- 
deutung gewürdigt. Die verfassungsrechtlichen Rebengesetz« finden weitgehende 
Behandlung und der Schlußabschnitt bringt eine zusammenfassende sachliche 
Kritik ohne politische Stellungnahme. Das Werk, das in der 2. Auflage wesent- 
lich erweitert wurde, u. a. durch Beigabe tabellarischer Übersichten über die 
Landesverfassungen, über die Parieiverhältnisse im Reichstag und in den Kabi- 
netten, bietet so eine Einführung in das Ganze des deutschen politischen Lebens. 

Der Vertrag von Versailles 
von Dr. E. Rosenbaum 

Direktor der Lommerzbibllothek, Hamburg 

(Teubn. Handb. d. Staats- u.wirtschastskundeÑbt.I, Bd.I, Heft 3.) Kar ï. JUl 3.60 
Die Darstellung geht, soweit amtliches chuellenmaterial vorliegt, gründ- 

sätzlich von diesem aus. Sie versucht, die Ereignisse ungebrochen durch Partei- 
politische Einstellung aus dem Blickpunkt deutscher Staatsgesinnung zu beschreiben. 
Die Sprache ist bei aller Bestimmtheit des Ausdrucks frei von stilistischen Hilfs- 
Mitteln des Agitatorischen. Denn das Pathos des historischen Schicksals liegt 
in dem Gegenstand selbst, von dem ernster und schmuckloser geredet werden 
sollte, als es gemeiniglich geschieht. Die Abhandlung wurde im April 1926 
abgeschlossen mit einer Behandlung des Dawes-Plans und seiner ersten Er- 
gebnisse, sowie einer Erörterung des Sicherheitsproblems bis zur Sondertagung 
der Völkerbundes im Jahre 1926. 
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Wim iQiuUcnsamniluna für Den VeHIchlsnnimichl 
begründet von S. Lambeck und p. Rühlmann 

herausgegeben von 
<Vber-R»g.-Rat Prof. Dr. p. Rühlmann und (Dberfludiendir. Dr. €. wilmanns 

Die seit langen Jahren aufs best« bewährte Sammlung ist durch weiteren 
Ñusbau den heutigen Bedürfnissen angepaßt. Die Einteilung ist folgende: 

Reihe l: Geschichtliche Zeiträume 
Reih« II: Geschichtliche Einzelerscheinungen 
Reih« III: Geschichtliche Ñuffassungen und Urteile 
Reihe IV: Geschichtliche Problematik 

Di« Reihen I und II bestehen bereit; seit längerem, die Reihen III und IV sind 
neu hinzugekommen. 

Reihe I will es ermöglichen, im Rlassenunterricht die wichtigsten Ereig- 
nisse durch Quellen zu beleuchten und so die historischen Hauptmomente 
zur ñnschauung zu bringen. 

Reihe II enthält für einzelne Erscheinungen ausgiebiges Quellen- 
material, das ein tieferes geschichtliches Erfassen ermöglichen soll. 

Reihe III bringt größere Linzelschriften und soll dem Schüler eine ein- 
gehende Renntnis einzelner Persönlichkeiten oder Probleme vermitteln. Dabei 
finden sowohl Quellen im engeren Sinne wie auch die Werke der großen Historiker 
Berücksichtigung. 

Reihe IV soll an einzelnen ausgewählten Beispielen das Verständnis 
des Schülers für geschichtliche Problematik anbahnen. Die hefte bringen 
teils ausschließlich Quellen, teils Quellen zusammen mit Auszügen aus modernen 
Historikern, teils Zusammenstellungen voneinander abweichender Auffassungen 
anerkannter Historiker. 

Neue hefte 
r. Reil>« 

35. Me Rreujjüge: Studienrat Rating, 
Magdeburg  /545SJ 

47. Strömungen und Gestalten Ser katho- 
lisch enRestaurationlGegenreformalionI: 
Sludienr. röscherdach, wtpperfürth/344?/ 

64. Napoleon! Oberstudlendirektor Dr. Mili- 
ter. Hannover [5469] 

112/13. Rheinische Geschichte I U. II: Studien- 
ürreitor Dr. Kabjo, Bedburg . ¡5512.15/ 

3. Reihe 
J. Plutarch, Tiber!»» und Gasn» Graechu«: 

Studienrat Dr. Zriüerici, Rassel. /5601/ 
2. Otto von Zreiflng: Studienass.Stahmer, 

Uliana ¡5002/ 
4. der Zreiheitsgedanke bei Sörres: Dr. 

Münster, Berltn-Llchterselde. . . /5604/ 
5. LagarderSiudienratMeyer,stltona/JSOJ/ 
6. Friedrich Naumann über Arbeiterschaft 

und Staat: Studiendirekior Dr. G ü n t h e r. 
werrnelstirchen und Studienrat Dr. Klem- 
mer, lvippertiirih ¡5606/ 

7. Ranke: Dr. Schweiber, München ¡5607/ 
S. Treitschke. Bundesstaat u. Ginheitsstaa«: 

Studie»rai Seifert, varmen. . . ¡5608/ 

4. Reihe 
1. flugustu»: Studienrat Dr. Rühm, Berlin 

¡5651/ 
2. die mittelalterliche Raiserpolltif im Ur- 

teil der neujeitl. Geschichtsschreibung: 
Studienrat Dr. Bart ei r, Hannover [5652/ 

3. Mittelalterliche Geschichtsauffassung: 
Privatdozent Dr. erster, Köln ¡5655/ 

4. Katholische Staatsauffassung: Studienrat 
Dr. Klemmer, Wipperfürth . . . 15654/ 

5. das Kulturproblem I. Rousseau und der 
deutsche3deaii»mu« der Freiheit: Studien- 
assessor Balhge, Serbstklnh.. . . ¡5655/ 

6. die Marneschlacht 1414: Oberstleutnant 
Dr. von Szczepanrki, Heidelberg ¡5656/ 

7. Tannenberg 1414: Oberstleutnant Dr. vou 
Szczepanski, Heidelberg.... ¡5657/ 

*. dasAeitungswesen:Dr.Rlünster,Berlin« 
Lichterseide ¡5658/ 

4. da» Problem der nationalen Minder- 
heiten in Guropa: Dr. jur. Zunckerr« 
tor If, Beriin-Schrnargendors . . . ¡5659/ 

14 die Reichsverfassungea von 1544, 1571, 
1414: Dr. jur. juiiderstorff, Berlin. 
Schmargendorf  ¡5660/ 

11. da» g rohdeutsche Problem: Dr. Lorenz, 
Wien .......  ¡5661/ 

vollständige« Verzeichnis vom Verlag kostenlos erhültlich. 
Die Hummern in Sthrägfdieift lind Bestellnummern, irren Anwendung 

ile Ciefeeung vereinsamt uni eeleid)tect. 
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